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1. Darstellung des Themas

Diese wissenschaftliche Arbeit gibt einen Überblick über die Stellungnahmen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) zu den Berufsbildungsberichten der Jahre 1990 - 1997. Bevor die Analyse dieser Stellungnahmen erfolgt, ist es notwendig, einige Begriffe und Zusammenhänge näher zu erläutern. Zunächst erfolgt eine Definition des Begriffes "Beruf" und dessen Unterscheidungs- und Entwicklungsmöglichkeiten. Im folgenden wird das Verhältnis von berufliche und allgemeiner Bildung, Bildungspolitik sowie den Stellenwert innerhalb des Beschäftigungssystems in der Bundesrepublik Deutschland dargestellt. Über einen kurzen historischen Rückblick wird die Trennung von allgemeiner und beruflicher Bildung als Strukturmerkmal unseres Bildungswesens beschrieben. Anschließend wird das Zusammenspiel von Erstausbildung im dualen System und berufliche Weiterbildung erläutert. Ein Ausblick auf die Entwicklung der Berufsbildungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland schließt diesen Teil der Einführung in das Hauptthema ab. Hiernach erfolgt unter Punkt 4 die Vorstellung des BIBB und eine Beschreibung der Aufgaben und des Aufbaus des Institutes. Weiterhin wird besonders auf die Zusammensetzung und Aufgaben der Hauptausschüsse eingegangen. Den Kernpunkt dieser Arbeit bilden die Berufsbildungsberichte des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft bzw. ab 1995 durch Zusammenlegung von Bundesministerien des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF). Hierbei werden Stellungnahmen des Hauptausschusses zu diesen Berufsbildungsberichten zusammengefasst und Entwicklungen in dem Zeitraum 1990 - 1997 herausgestellt. Ein großer Teil widmet sich der Entwicklung der Ausbildungsplatzsituation. Es werden Zahlen analysiert und gegenübergestellt, gleichzeitig auch Tendenzen und sich abzeichnende Veränderungen herausgearbeitet. Dieser Teil wird geprägt durch den Zusammenschluss der ehemaligen DDR mit der Bundesrepublik Deutschland. Die Unterscheidung in Ost- und West-Entwicklung innerhalb des Kapitels zeigt bis heute noch teils gravierende Unterschiede - zu Lasten der neuen Länder. Insbesondere wird auf das Verhältnis von Ausbildungsangebot und -nachfrage eingegangen, aber auch die zahlenmäßige Entwicklung der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge spielt hierbei eine Rolle. Von besonderer Bedeutung ist der jeweilige Vergleich mit dem Fortgang in den neuen Ländern zu den alten Ländern. Welchen Einfluss der Staat durch finanzielle Anreize und Investitionen auf die Ausbildungssituation nehmen kann und nimmt, wird im hierauf folgenden Abschnitt veranschaulicht. Verschiedene Modelle, aber auch die tatsächlichen Kosten der Investitionen in die berufliche Ausbildung werden dabei sichtbar. Das Kapitel 5.3 analysiert den Stellenwert des Berufsschulunterrichts innerhalb des dualen Systems. Hierbei wird deutlich, dass der Berufsschule eine besondere Aufgabe zu Teil wird und als Partner der dualen Ausbildung nicht wegzudenken ist. Dem schließen sich Ausführungen an, die die Modernisierung der dualen Berufsausbildung zum Inhalt haben. Als Schlagwort taucht erstmals die Lernortkooperation auf. Darunter versteht man die Zusammenarbeit der Partner der Berufsausbildung, also zum einen die praktische betriebliche und überbetriebliche Ausbildung und zum anderen die eher theoretische auf allgemeine berufliche Ausbildung angelegte Struktur in der Berufsschule. Es ergeben sich durch eine Kooperation der verschiedenen Lernorte Vorteile, die in dem Abschnitt näher erläutert werden. Ein weiterer wichtiger Punkt widmet sich der Qualitätssicherung durch kontinuierliche Weiterbildung. Es genügt nicht, auf dem Wissensstand der einmaligen beruflichen Ausbildung zu bleiben, vielmehr lässt sich ein Prozess des ständigen Weiterlernens erkennen. Um am Markt bestehen zu können, ist eine Kontinuität der Weiterbildung erforderlich. Diese beinhaltet nicht nur die berufliche Weiterbildung, sondern auch gerade im Hinblick auf die globalen Märkte ist die allgemeine Weiterbildung nicht außen vor zu lassen. Unter Punkt 6 wird ein Ausblick auf das Jahr 2000 erläutert, der sich zum einen auf die bisherigen Ergebnisse bezieht, andererseits aber auch die Zahlen des Berufsbildungsberichtes des Jahres 1998 verarbeitet. Auch werden Lösungsmöglichkeiten und Ansätze zur Bewältigung der Ausbildungsplatzmisere behandelt. Somit sind die Stellungnahmen des Hauptausschusses abgerundet und als weiterer Schwerpunkt schließt sich ein Abschnitt über das duale System an, dem gerade auch im Hinblick auf die teils sehr kontrovers geführten Diskussionen in der Öffentlichkeit bezüglich der Wettbewerbsfähigkeit und der sich abzeichnenden notwendigen Orientierung an unsere Nachbarstaaten aber auch mit Blick auf die weltweiten Handelspartner der Betriebe keine Zukunftschance gegeben wird. Es folgen kurze Ausführungen über die Chancen und Perspektiven, die sich einem Schüler der Sekundarstufe I mit der Berufswahl eröffnen. Kernpunkt ist hierbei die Tatsache, dass bei der Berufswahl auch den Zukunftserwartungen hinsichtlich der Ausübung des Berufes eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung zu kommt. In den Schlussbemerkungen werden diverse Ergänzungen zu verschiedenen Aussagen innerhalb der Berufsbildungsberichte verdeutlicht und die Lage am Ausbildungsmarkt kurz bewertet. 

2. Klärung des Begriffs "Beruf"

"Beruf ist eine langfristige, auf Erwerb ausgerichtete Tätigkeit, die Arbeitskraft und Zeit des Einzelnen fordert, in der Regel seine wirtschaftliche Existenzgrundlage bildet und zudem über seine soziale Stellung entscheidet. Der von dem mittelhochdeutschen Wort beruof (Leumund) abstammende Begriff wurde von Luther in seiner heutigen Bedeutung in den deutschen Sprachgebrauch eingeführt. Die Ausdifferenzierung verschiedener Berufe begann mit der industriellen Revolution, die eine zunehmende Arbeitsteilung und Spezialisierung mit sich brachte. In Artikel 12 des bundesdeutschen Grundgesetzes ist die freie Berufswahl zwar festgeschrieben, doch führt nicht jeder Berufswunsch zu einer entsprechenden Stelle. Von individuellen Neigungen und Begabungen abgesehen, sind heute meist ebenso Aspekte wie die Arbeitsmarktlage bei der Berufswahl ausschlaggebend. Die schnelle technische und wirtschaftliche Entwicklung hat in den vergangenen Jahren zu einer verstärkten beruflichen Mobilität geführt: An die Stelle eines lebenslang ausgeübten Berufes treten inzwischen oftmals verschiedene sich abwechselnde Tätigkeiten.
" Man unterscheidet Berufe nach:

· Ausbildungsgängen, die die Qualifikationsbasis für den Einstieg in das Berufsleben schaffen, umgangssprachlich oft "Erstausbildung" genannt,

· Fortbildungsregelungen, die die Anpassung oder den Aufstieg im Beruf markieren, sowie

· Berufstätigkeiten, die unabhängig von der Ausbildung im Verlauf eines Arbeitslebens ausgeübt werden.

Ausbildungsgänge sind duale, d.h. in Betrieb und Berufsschule organisierte, oder schulische oder hochschulische Ausbildungsregelungen mit Abschlussprüfung. Als Berufsausbildungen werden folgende drei Typen von Ausbildungsgängen bezeichnet: Staatlich anerkannte Ausbildungsberufe im dualen System (z.B. Einzelhandelskaufmann, Kfz-Mechaniker). Es gibt derzeit 370 staatlich anerkannte Ausbildungsberufe (BIBB 1997). Sie unterliegen dem Bundesrecht und sind durch das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und die Handwerksordnung (HWO) geregelt. Schulische Ausbildungsberufe für die Bereiche Wirtschaft, Technik, Gesundheit und Soziales, Gestaltung u.a.; in der Regel tragen sie die Bezeichnung "Assistent/Assistentin" (z.B. Assistent/in für Automatisierungs- und Computertechnik, Werbeassistent/in). Schulische Ausbildungsberufe werden im allgemeinen durch Landesgesetze geregelt. Im Gesundheitswesen sind sie zumeist durch Bundesgesetz geregelt (z.B. Krankenpfleger/Krankenschwester, Medizinisch-technische/r Assistent/in). Es gibt derzeit etwa 120 schulische Ausbildungsberufe. Hochschulische Ausbildungsberufe, die in Studiengängen mit Abschlussprüfungen an Fachhochschulen (z.B. Dipl.-Betriebswirt/FH) und Universitäten (z.B. Dipl. Psychologe) vermittelt werden. Hochschulische Ausbildungsberufe werden nach Landesrecht im Rahmen bundesgesetzlicher Regelungen (Hochschulrahmengesetz/HRG) durchgeführt. In Analogie zur Ausbildung spricht man im Weiterbildungsbereich von Fortbildungsberufen (Bundesrecht: BBiG/HWO) bzw. von Weiterbildungsberufen (Länderrecht). Sie dienen der beruflichen Anpassung, dem beruflichen Aufstieg oder der beruflichen Umschulung. Zu den bekanntesten Fort- bzw. Weiterbildungsberufen zählen die Handwerksmeister/innen (127 Regelungen) und Industriemeister/innen (27 Regelungen) sowie Meister/innen im hauswirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Bereich (12 Regelungen). Neben den Meisterregelungen sieht das Berufsbildungsgesetz aber noch andere bundeseinheitliche Fortbildungsberufe vor (§ 46,2 BBiG, § 42,2 HWO). Bisher sind 16 bundeseinheitliche Fortbildungsberufe nach dieser Regelung erlassen worden (z.B. Wirtschaftsinformatiker/in). Um den regionalen Qualifikationsbedarf durch Weiterbildung aktuell und schnell decken zu können, sieht das BBiG auch Regelungen der Kammern (§ 46,1 BBiG) vor, von denen bisher über 2250 entwickelt wurden. Viele dieser Kammerregelungen ähneln einander jedoch, so dass von etwa 350 Fortbildungsprofilen nach Kammerregelungen gesprochen werden kann. Fasst man alle staatlich anerkannten Ausbildungs- und Fortbildungsregelungen zusammen, ergeben sich ca. 1000 Berufsabschlüsse, die in Deutschland erworben werden können. Deutlich abzugrenzen von den staatlich geregelten Ausbildungs- und Fortbildungsberufen sind ausgeübte Berufstätigkeiten. Die Bundesanstalt für Arbeit hat ca. 30.000 solcher Tätigkeiten aufgelistet. Diese "Berufe" beschreiben die Funktionen, in denen Erwerbstätige tatsächlich arbeiten (z.B. Bote, Sachbearbeiter, Abteilungsleiter). Die durch den technischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandel ausgelösten Veränderungen in den Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten werden in der Regel zunächst durch Weiterbildung gedeckt. Erst wenn sich diese Veränderungen in einer hinreichenden Breite in den Unternehmen durchgesetzt haben, werden die inhaltlichen Vorschriften für Ausbildungs- und Studiengänge den Veränderungen angepasst. Dabei lässt sich über die letzten Jahrzehnte ein deutlicher Trend zur Entspezialisierung bzw. Generalisierung der Ausbildung feststellen. Die fast 600 Berufe des dualen Systems in den 70er Jahren wurden bis heute auf 370 verringert, indem die Vorbereitung auf enge Tätigkeitsfelder durch eine breite berufliche Qualifizierung abgelöst wurde. Diese Entwicklung kennzeichnet die Veränderung vom Beruf fürs Leben hin zur Berufsausbildung als Einstieg in das Berufsleben mit lebensbegleitendem Lernen. Nach dem BBiG werden neue Ausbildungsberufe von Arbeitgebern und Gewerkschaften bei der Bundesregierung als Verordnungsgeber beantragt. Die Bundesregierung beauftragt sodann das BIBB, unter Hinzuziehung von Sachverständigen aus der Praxis, das neue Berufsbild zu erarbeiten. Auf diese Weise wurden z.B. in jüngster Zeit zwei neue Berufe erarbeitet, für die es bisher keine geregelten Ausbildungsgänge gab: Film- und Videoeditor/in (früher: Cutter/in) und Mediengestalter/in Bild und Ton (Ausbildungsbeginn: 1.8.1996). 1996 wurde im BIBB an der Modernisierung von insgesamt ca. 50 Berufen gearbeitet, von denen ungefähr die Hälfte noch im gleiche Jahr fertiggestellt wurde. Eine Aussage darüber, ob diese neuen Ausbildungsberufe auch "Zukunftsberufe" sein werden, die noch in 10 und mehr Jahren eine Beschäftigung garantieren, kann freilich nicht gemacht werden. Die Ermittlung des künftigen Arbeitskräftebedarfs sowie des entsprechenden Angebots an Qualifikationen ist unter anderem abhängig von dem rasanten und weltweiten Strukturwandel der Wirtschaft. Sicher ist nur, dass Aus-, Fort- und Weiterbildung die beste Vorsorge gegen Arbeitslosigkeit sind und die Basis, um sich mit neuen beruflichen Anforderungen auseinandersetzen zu können.

3. Berufliche Bildung und Bildungssystem

Bevor man sich mit den Berufsbildungsberichten und deren Stellungnahmen befasst, ist es notwendig, den Zusammenhang von beruflicher Bildung und dem Bildungssystem in unserer Republik darzustellen. Das System der beruflichen Bildung in der Bundesrepublik Deutschland ist ohne Berücksichtigung der Berufsbildungspolitik nicht erklärbar. Beide Begriffe stehen in einem wechselseitigen Verhältnis zueinander (vgl. Dauenhauer 1996) und sind eng miteinander verknüpft. Außerdem ist ein kurzer Exkurs zum Beschäftigungssystem in der Bundesrepublik Deutschland sinnvoll, um das Themengebiet der beruflichen Bildung abzurunden. Unter Berufsbildungssystem lässt sich im weitesten Sinne die Gesamtheit aller schulisch und außerschulisch organisierten Einrichtungen und Bildungsmaßnahmen zur Vorbereitung auf den Beruf und zur Unterstützung der Berufswahl, der beruflichen Erstausbildung sowie der beruflichen Weiterbildung verstehen. Als Teilbereich des politischen Systems unterliegt die Berufsbildungspolitik bestimmten Rahmenbedingungen, auf die berufsbildungspolitische Entscheidungen keinen Einfluss haben. So ist z.B. nach Artikel 79,3 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland eine Verfassungsänderung nicht zulässig, wenn die Gliederung des Bundes in Länder (Föderalismus) bzw. die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung betroffen ist. Die Berufsbildungspolitik ist kein Teil des Berufsbildungssystems, sondern gehört zu dessen Umwelt. In Deutschland etablierte sich die Bildungspolitik als eigenständiger Politikbereich mit speziell darauf bezogenen Institutionen und Verwaltungsapparaten (Bildungsministerien etc.) erst seit Ende des 18. Jahrhunderts, und zwar begrenzt auf den Bereich des allgemeinen Unterrichtswesens und unter Ausklammerung der beruflichen Bildung. Die Institutionalisierung der Berufsbildungspolitik und -planung als eines relativ eigenständigen Teilbereichs der Bildungspolitik ist eine Erscheinung neuerer Zeit. Natürlich hat es Berufsbildungspolitik auch schon in früheren Jahrhunderten gegeben (vgl. Stratmann 1993). Die Auseinandersetzung der feudalen Territorialstaaten mit den Zünften um deren Einfluss auf die Berufserziehung ist dafür ein Beispiel, ebenso die Bemühungen des Staates um die allgemeine Förderung des Gewerbefleißes und den Aufbau des beruflichen Fachschulwesens im 18. Jahrhundert sowie - um ein letztes Beispiel zu nennen - die Fortbildungs- und Berufsschulpolitik Ende des vergangenen und Anfang dieses Jahrhunderts. Sofern es um die Förderung des Gewerbefleißes und die volkswirtschaftlich notwendige Verbreitung international wettbewerbsfähiger Qualifikationsstandards ging, war dafür primär die Wirtschafts- und Gewerbepolitik zuständig, und was die schulische Erziehung der berufstätigen Jugend im engeren Sinne betrifft, so galt sie noch Anfang unseres Jahrhunderts aus staatlicher Sicht eher gesellschaftspolitischen und sozialpräventiven als berufsqualifizierenden Zwecken (vgl. Greinert 1975; Körzel 1996). Die enge Verbindung der Berufsbildungspolitik zur Wirtschafts- und Gewerbepolitik, Beschäftigungs- und Sozialpolitik sowie Arbeitsmarktpolitik prägt auch heute noch die berufsbildungspolitische Landschaft. Gleichwohl haben bei längerfristiger Betrachtung bildungspolitische Akzente deutlich an Gewicht gewonnen. Symptomatisch dafür ist in der (alten) Bundesrepublik Deutschland die Bündelung berufsbildungspolitischer Zuständigkeiten in dem seit 1969 bestehenden Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (seit 1995: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie). Wichtige Planungs- und Verwaltungsaufgaben wurden mit der Regierungsbildung 1972 aus dem Bundesministerium für Wirtschaft und dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung in die Zuständigkeit des Bildungsministeriums verlagert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland der Bund nur für die außerschulische berufliche Bildung zuständig ist, während der berufsbezogene schulische Bereich in die Kulturhoheit der Bundesländer fällt. Spezifizierendes Merkmal von Berufsbildungspolitik in Abgrenzung von anderen Politikbereichen ist der Bezug auf die Ordnungs- und Gestaltungsprobleme der beruflichen Bildung. Berufliche Bildung findet im Überschneidungsbereich von Bildungs- und Beschäftigungssystem statt, womit die besondere Problematik von Berufsbildungspolitik mit ihren Bezügen zur Bildungs-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik angedeutet ist. Nicht nur für den Betrieb und nicht für die Schule wird ausgebildet, sondern für den Beruf. Berufe sind betriebsübergreifend standardisierte und institutionalisierte Bündelungen komplexer und am Arbeitsmarkt verwertbarer Arbeitsfähigkeiten von Personen (vgl. Beck/Brater/Daheim 1980). Die Ordnung der Ausbildungsberufe, also deren Anerkennung und Aufhebung, deren Differenzierung und didaktisch-curriculare Binnenstrukturierung, gehören mithin zu den Schwerpunkten der Berufsbildungspolitik (vgl. Benner 1977). 

3.1 
Trennung von allgemeiner und beruflicher Bildung als Strukturmerkmal des Bildungswesens

Ein entscheidendes Merkmal des Bildungssystems in Deutschland ist die Trennung von allgemeiner und beruflicher Bildung. Sie wird bei historischer Betrachtung in engen Zusammenhang gebracht mit den Ideen der neuhumanistischen Bildungstheoretiker zu Beginn des 19. Jahrhunderts, insbesondere den Schulplänen Wilhelm von Humboldts. Humboldt (1809) plädierte für eine strikte Trennung von allgemeiner und spezieller Bildung. Letztere sollte nach abgeschlossenem allgemeinen Unterricht erworben werden. Humboldts Plan für das nationale Bildungswesen sah eine gesamtschulartige Struktur mit den natürlichen Stadien des Elementar-, Schul- und Universitätsunterrichts vor. Diese Konzeption ließ sich in der ständisch orientierten Gesellschaft des 19. Jahrhunderts nicht durchsetzen (vgl. Herrlitz/Hopf/Titze 1981, S. 28ff.). Statt dessen bildete sich eine dreisäulige Struktur des niederen, mittleren und höheren Schulwesens heraus. Übertrittsmöglichkeiten von der Volksschule in die höheren Lehranstalten waren so gut wie ausgeschlossen. Die Volksschule entließ ihre Schüler in der Regel entweder direkt in die Arbeit oder in die betriebliche Lehre. Letztere wurde ergänzt durch den Unterricht der Fortbildungsschule, die sich seit Anfang des 20. Jahrhunderts allmählich zur Teilzeit-Pflichtberufsschule entwickelte. Strukturspezifische Merkmale der Berufsschule sind: Konzentration auf den Beruf (nach Lehr- bzw. Ausbildungsberufen differenzierte, aufsteigende Fachklassen), Teilzeitform (früher in der Regel 4 bis 6 Stunden, heute 8 bis 12 Stunden wöchentlich ergänzend zur betrieblichen Ausbildung) und gesetzliche Berufsschulpflicht (bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, und zwar unabhängig davon, ob ein betriebliches Ausbildungsverhältnis besteht oder nicht). Die Grundstruktur dieses Systems blieb über das Kriegsende 1945 hinaus erhalten und hatte nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland hier weiterhin Bestand, seit 1964 auf der Grundlage des bis heute geltenden "Hamburger Abkommens" der Ministerpräsidenten der Länder. Dieses Abkommen ist auch verbindlicher Bestandteil des Vertrags über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag vom 31. August 1990). Das "Hamburger Abkommen" bestätigte einerseits die Struktur des nach Abschlüssen hierarchisch gegliederten, zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung institutionell getrennten Schulwesens, ermöglichte andererseits innerhalb dieser Struktur Reformen mit dem Ziel größerer Durchlässigkeit zwischen den Schularten und -stufen des allgemeinen und beruflichen Schulwesens. Formal betrachtet kann heute von jeder Schulart (Hauptschule, Gesamtschule, Regionale Schule, Realschule, Gymnasium) unter bestimmten Voraussetzungen der Übergang in die dreijährige gymnasiale Oberstufe oder in die studienqualifizierenden Bildungswege des beruflichen Schulwesens (höhere Berufsfachschule, Fachoberschule u.a.) realisiert werden. Nach Erwerb des entsprechenden Schulabschlusses ist von da aus jeweils der Übergang in die Studiengänge der Universitäten, der Gesamt- und Fachhochschulen formal möglich (vgl. Arbeitsgruppe Bildungsbericht am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 1994). Das gilt auch im Hinblick auf den Erwerb allgemeiner Bildungsabschlüsse an beruflichen Schulen. „Heute können in den meisten Bundesländern alle im allgemeinen Schulwesen zu erwerbenden Berechtigungen (Hochschulreife, Fachhochschulreife, mittlerer Schulabschluss, Hauptschulabschluss) auch im beruflichen Schulwesen erworben werden" (Grüner 1979, S. 357). Reformpläne zur Strukturveränderung des Bildungswesens wie die des Deutschen Bildungsrats (1990; 1994) oder ambitionierte Modellversuche zur Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung wie der des Kollegstufenversuchs mit doppeltqualifizierenden Bildungsgängen in Nordrhein-Westfalen (Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen 1972) gerieten dadurch ins bildungspolitische Abseits bzw. verloren angesichts der Forderung nach Gleichberechtigung berufsqualifizierender Abschlüsse im Hinblick auf die Zulassung zum Hochschulstudium an Attraktivität. Unterdessen hält der Zulauf zum Gymnasium ungebrochen an. Besuchten 1960 fast zwei Drittel aller Schüler und Schülerinnen im siebten bis neunten Schuljahrgang die Hauptschule, so waren es drei Jahrzehnte später nur noch ein Drittel. Die Hauptschule tendiert also zur "Rest"-Schule, das Gymnasium zur "Haupt"-Schule. Damit geht die Abstufung der Abschlüsse einher, und zwar primär zu Lasten der Hauptschulabsolventen, was den Druck zum Besuch von Bildungsgängen mit höherwertigen Abschlusszertifikaten innerhalb des vertikal gegliederten Bildungswesens noch weiterhin verstärkt. Kritisch engagierte Beobachter der Bildungsreform (u.a. Friedeburg 1989) sehen darin die gesellschaftlichen Grenzen staatlicher Reformpolitik, zeige doch die Geschichte des Bildungswesens, dass über ihren Fortgang nicht pädagogische Einsichten und organisatorische Konzepte, sondern gesellschaftliche Machtverhältnisse entscheiden (Friedeburg 1989, S. 476). 

3.2 Berufliche Erstausbildung im dualen System 

Die Struktur des beruflichen Bildungswesens und des Beschäftigungswesens in Deutschland ist maßgeblich geprägt von der Form beruflich organisierter Arbeitsprozesse. Sie geht zurück auf die Tradition handwerklicher Zünfte. Abweichend von vielen anderen europäischen und außereuropäischen Ländern erlag der Beruf in Deutschland unter dem Einfluss handwerkfreundlicher Mittelstandspolitik nicht dem Bedeutungsverlust infolge zunehmender Industrialisierung. Vielmehr vollzog sich hierzulande ein Prozess der Verberuflichung von universellen Ausmaßen: Seit Beginn dieses Jahrhunderts setzte sich das Berufskonzept als Konstruktionsprinzip auch für die Ordnung der industriellen Lehrberufe sowie für die Umwandlung der allgemeinen Fortbildungsschule in die seit 1920 auch von der Schuladministration so benannte Berufsschule durch. Mit der Universalisierung des Berufs als moderner Form industrieller Rationalisierung bildete sich die für das deutsche System der Berufsausbildung typische Differenz zwischen beruflich standardisierten und betriebsspezifischen Qualifikationsanforderungen heraus. Daran hat sich bis heute prinzipiell nichts geändert, und eine funktionierende Alternative dafür ist in der Bundesrepublik Deutschland derzeit nicht in Sicht. Ausgebildet wird in der Berufsschule und im Betrieb, jedoch nicht primär für einen eigenen schulischen Bildungsabschluss und nicht für den einzelnen Ausbildungsbetrieb, sondern für den Erwerb des Berufsabschluss-Zertifikats der Kammern (Gesellen- bzw. Facharbeiterbrief, Kaufmannsgehilfenbrief) als Zugangsvoraussetzung für qualifizierte Facharbeiter- bzw. Sachbearbeitertätigkeiten. Um die Bedeutung des Berufs im Ausbildungs- und Beschäftigungssystem der Bundesrepublik Deutschland richtig einschätzen zu können, ist es wichtig, sich die unterschiedlichen Dimensionen des Qualifikationszusammenhangs beruflich organisierter Arbeit zu vergegenwärtigen (vgl. Beck/Brater/Daheim 1980). Hierzu ein Beispiel: Schlosser im Sinne des in Deutschland tradierten Berufsverständnisses ist man beispielsweise noch nicht, wenn man ein Metallstück feilen kann, sondern erst dann, wenn man das Feilen im Kontext einer komplexen Kombination mit bestimmten anderen Fachqualifikationen beherrscht. Das Charakteristische des beruflichen Qualifikationsbündels ist nicht die isolierte Teilqualifikation oder die Summe der Einzelqualifikationen, sondern die jeweilige Struktur der Qualifikationszusammensetzung, z.B. des Industrieschlossers oder - wie der entsprechende Ausbildungsberuf heute heißt - des Industriemechanikers der Fachrichtung Betriebstechnik. Der Zugang zu den Berufen über eine qualifizierte Berufsausbildung hat für die Erwerbs- und Sozialbiographie des einzelnen mithin weitreichende Folgen. Im Beruf sind Ansprüche der Erwerbspersonen auf "gute Arbeit" manifestiert. Die Zuordnung zu einem Beruf entscheidet maßgeblich darüber, welche mehr oder weniger privilegierten Aufgaben der Berufsinhaber relativ dauerhaft ausübt und unter welchen Bedingungen (Anforderungen, Belastungen u.a.) er arbeitet. Nicht zu vernachlässigen ist hierbei auch der gesellschaftliche Status, den ein ausgeübter Beruf auf das Umfeld nach sich zieht. Berufswahl und -ausbildung legen fest, für welche Aufgaben jemand seine Arbeitsfähigkeiten entwickeln und später einsetzen kann. Über seinen Beruf ist der einzelne eingebunden in das Netz sozialer Absicherung. Er bezieht eigenes Einkommen und erwirbt eigene Ansprüche der Versorgung bei Krankheit, Arbeitsunfällen, Invalidität und Arbeitslosigkeit. Der Ausbildungsberuf spielt im Sozialversicherungsrecht insofern eine entscheidende Rolle, als von der Dauer und dem Umfang der Berufsausbildung die Entscheidung über die Berufsunfähigkeit sowie die Festlegung von Versorgungsansprüchen eines Arbeitnehmers abhängen. Mit der Berufsausbildung und der Wahl des Ausbildungsberufs sind Statuspassagen der Erwerbsbiographie vorgegeben, innerhalb derer sich unter Verwertung erworbener Qualifikationen und auf dem Wege der Weiterbildung Positionsverbesserungen erreichen lassen (Aufstiegschancen). Sie beeinflussen Art und Umfang der Teilhabe an materiellen und immateriellen Gütern der Gesellschaft, prägen zu wesentlichen Teilen die sozialen Kontakte am Arbeitsplatz und in der Freizeit. Einen Beruf zu erlernen und auszuüben, heißt schließlich - über Sicherung der Erwerbschancen und Altersvorsorge hinaus - seine berufliche und persönliche Identität zu finden und zu entfalten. Schließlich lässt sich Beruf auch von Berufung ableiten. Die mit Abstand nach wie vor bedeutendste Form der Ausbildung durch und für den Beruf ist die Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten, auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) von 1969 geregelten Ausbildungsberufs im Rahmen des sogenannten dualen Systems. Durchschnittlich zwei Drittel eines Altersjahrgangs der Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutschland absolvieren in diesem System die berufliche Ausbildung, entweder unmittelbar nach Abschluss der Hauptschule oder Realschule oder nach erworbener allgemeiner Hochschulreife. Keinen Beruf erlernt zu haben, gilt in der Bundesrepublik Deutschland mittlerweile eher als Ausnahme von der Regel. Das heißt aber auch: Mit zunehmender Verallgemeinerung der Berufsausbildung als Voraussetzung des Eintritts in das Beschäftigungssystem erweisen sich die positiven Seiten des Berufs verschärft als negative Ausgrenzungsmerkmale für diejenigen, die - aus welchen Gründen auch immer - keine Berufsausbildung durchlaufen haben. Wegen seiner Vieldeutigkeit ist der Begriff des dualen Systems in der berufspädagogischen Diskussion auf Kritik und Ablehnung gestoßen. Zum einen wurde aufgezeigt, dass das Merkmal der Dualität ein viel zu grober und ungenauer Indikator ist, um das berufliche Ausbildungswesen in der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich seiner Konstruktionsprinzipien kennzeichnen zu können, zum anderen wurde die mit dem Begriff "System" suggerierte Vorstellung in Frage gestellt, dass Ausbildungsbetrieb und Berufsschule zu einer in sich gefügten Ganzheit mit klarer Funktionsbestimmung ihrer Teile koordiniert wären (vgl. Kell/Fingerle 1990; Stratmann/Schlösser 1990). Davon kann auch heute noch nicht die Rede sein, die Kooperation der betrieblichen und schulischen Ausbildung ist mangelhaft, wenn nicht sogar ungenügend. Das duale System ist nicht das Ergebnis eines geplanten Systemfindungsprozesses. Vielmehr ist es historisch gewachsen aus der bereits im 18. Jahrhundert offenkundig gewordenen Ergänzungsbedürftigkeit der rein betrieblichen Berufsausbildung. Ein Berufsausbildungsverhältnis im dualen System wird gemäß dem verfassungsrechtlichen Prinzip der Berufsfreiheit durch einen privaten Ausbildungsvertrag zwischen Ausbildenden und Auszubildenden begründet. Unabdingbarer Bestandteil des Ausbildungsvertrags sind die aus dem Berufsbildungsgesetz und den bundeseinheitlich geltenden Ausbildungsordnungen abgeleiteten Rechte und Pflichten für die betriebliche Berufsausbildung. Ausbildungsordnungen legen Mindeststandards für die Qualität der Berufsausbildung fest. Ob jedoch und in welcher Menge Ausbildungsverträge abgeschlossen werden, ist indes der freien Übereinkunft von Ausbildungsplatzanbietern und -nachfragern überlassen. Anstelle des im öffentlichen Schulwesen bestehenden Rechts auf formale Gleichbehandlung beim Zugang zu den allgemeinen und berufsbezogenen vollzeitschulischen Bildungsgängen gilt für die betriebliche Berufsausbildung weitgehend das Gesetz des Marktes. Die Chancen des Zugangs zu Ausbildungsplätzen variieren mit der jeweiligen regionalen Wirtschaftsstruktur im Wohn- und Arbeitsbereich der Ausbildungsplatzbewerber. Selbst zu Zeiten der Hochkonjunktur und des globalen Überschusses an Ausbildungsplätzen trifft man in strukturschwachen Regionen auf erhebliche Defizite an Ausbildungsmöglichkeiten (vgl. Stender 1989). Infolge der Trennung von allgemeinem und beruflichem Bildungswesen hat das duale Ausbildungssystem im Vergleich zu den gymnasialen Bildungsgängen mit ihren privilegierten Berechtigungen an Attraktivität verloren. "Verlierer" sind insbesondere die mittleren und kleineren Betriebe des Handwerks, deren Ausbildungs- und Beschäftigungsangebote von den Inhabern mittlerer und höherer Bildungsabschlüsse als relativ wenig attraktiv angesehen werden. Angesichts der weiterhin ansteigenden Quote des Übergangs der Schulabsolventen in den Hochschulbereich wird mit einer ernsthaften "Facharbeiterlücke" gerechnet (vgl. Lutz 1991). Überlagert wird diese Entwicklung von Verschiebungen innerhalb des Beschäftigungssystems zugunsten des Dienstleistungsbereichs bei gleichzeitig ansteigendem Niveau des Qualifikationsbedarfs (Tessaring 1994). Fazit: Das duale Ausbildungssystem sieht sich mit Problemlagen konfrontiert, die einerseits aus den strukturellen Bedingungen des Bildungssystems resultieren (Trennung von allgemeiner und beruflicher Bildung und unterschiedliche Wertigkeit der damit verbundenen Abschlüsse) und die andererseits die enge Abhängigkeit der Berufsausbildung vom Beschäftigungssystem betreffen (vgl. Tessaring 1993). Während sich die Bildungsgänge der beruflichen Erstqualifizierung durch ein hohes Maß an Formalisierung der Abschlüsse und Standardisierung der Ausbildungsinhalte auszeichnen, ist der Bereich der beruflichen Weiterbildung durch eine Vielfalt teils geregelter, überwiegend aber nicht geregelter Bildungsangebote (z.B. innerbetriebliche Angebote, freie Anbieter, Gewerkschaften, Universitäten u.a.) gekennzeichnet. Der Vorzug dieses Systems liegt in seiner Flexibilität, der Nachteil in der Undurchsichtigkeit des Bildungsangebots und der Auswahl des Zugangs zu den Weiterbildungsmöglichkeiten. (vgl. Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 1990). Entsprechend kompliziert und unübersichtlich ist das Zertifikats- und Berechtigungswesen in diesem Bereich. Im Zusammenhang mit dem Berechtigungswesen ist unter den zahlreichen Möglichkeiten, das Weiterbildungsangebot zu klassifizieren, die Unterscheidung nach abschlussbezogener und nichtabschlussbezogener Weiterbildung von Belang. Die abschlussbezogene Weiterbildung umfasst die außerbetriebliche und hier insbesondere die Aufstiegsfortbildung, wogegen die nichtabschlussbezogene berufliche Weiterbildung eher der betrieblichen Anpassungsweiterbildung zuzurechnen ist. Was die abschlussbezogene berufliche Weiterbildung betrifft, so hat sich dafür der Begriff der "mittleren Qualifikationsebene" durchgesetzt. Die mit Abstand größte Bedeutung als staatliche Instanz zur Zertifizierung von Abschlüssen der mittleren Qualifikationsebene hat die Fachschule. Der Besuch der Fachschulen setzt in der Regel eine abgeschlossene Berufsausbildung im dualen System und eine zusätzliche Berufsausübung voraus. Bildungsgänge an Fachschulen in Vollzeitform dauern mindestens ein Jahr, Bildungsgänge in Teilzeitform entsprechend länger. Neben den Fortbildungsabschlüssen, die den erfolgreichen Besuch der Handwerkerfachschulen, der Fachschulen für Technik und der Fachschulen für Wirtschaft ermöglichen, gibt es entsprechende Abschlüsse an landwirtschaftlichen, hauswirtschaftlichen, sozialpädagogischen u.a. Fachschulen. Auffällig ist, dass die Fachschule als Fortbildungseinrichtung mit formalisierten Abschlüssen eine zunehmende Bedeutung als Verbindungsglied zum Fachhochschulbereich gewonnen hat. Im Zentrum der bildungspolitischen Diskussion steht die Forderung, den Hochschulzugang auf dem Weg über eine qualifizierte Berufsausbildung mit anschließender Bewährung und Fortbildung im Beruf zu eröffnen. Diese Forderung ist zum Teil schon erfüllt.

3.3 Die Gestaltung des Beschäftigungssystems

Das Muster von Strukturen, Instrumenten und Regeln, das ein Beschäftigungssystem kennzeichnet, ist weder beliebig gestaltbar noch ein bloßes Produkt von Zufälligkeiten. Als Einschränkung für die Ausgestaltung des Beschäftigungssystems kommen das Sozialsystem, gesellschaftliche Institutionen, der Arbeitsmarkt und der Absatzmarkt in Frage. Demnach sind die Unternehmen als Institution im Hinblick auf die interne Strukturgebung sowohl von internen als auch externen Interessengruppen und -positionen abhängig. Außerdem müssen sie sich auf die ökonomischen Bedingungen auf den Faktor- und Absatzmärkten einstellen. Zentrale Komponenten des internen Sozialsystems sind Unternehmenskultur (corporate identity; z.B. unternehmensspezifische Traditionen, Werte, Normen, Symbole etc.) und die Autoritätsstruktur der Unternehmung. Beispiele für den Einfluss des Sozialsystems auf das Beschäftigungssystem stellen das sog. MiKi-Prinzip (d.h. Bevorzugung der Mitarbeiterkinder auf Ausbildungsplätze) und KuKi-Prinzip (d.h. Bevorzugung der Kundenkinder auf Ausbildungsplätze) dar. Daran wird veranschaulicht, dass nicht nur die Personalabteilung oder die Unternehmensleitung, sondern auch andere Gruppen auf die Ausgestaltung des Beschäftigungssystems Einfluss ausüben. Ein weiterer Punkt ist der Einfluss gesellschaftlicher Institutionen (Recht/Staat/Tarifparteien) auf das Beschäftigungssystem z.B. in allgemeinen Beschäftigungsbedingungen (z.B. Arbeitsschutz, Ausbildungsordnungen, Arbeitszeitregulierungen, oder überbetrieblichen Lohnsystemen), die in betrieblichen oder überbetrieblichen Gesetzen, Verträgen oder Vereinbarungen festgehalten werden (Betriebsverfassungsgesetz, Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen usw.). Der begrenzende Einfluss des Arbeitsmarktes auf die Ausgestaltung des Beschäftigungssystems zeigt sich insbesondere darin, dass nicht immer Arbeitskräfte verfügbar sind, die bereit wären oder in der Lage dazu sind, unter den Bedingungen eines spezifischen Systems zu arbeiten. Ein weiteres Beispiel stellt das CIM-System (d.h. die computerisierte Fabrik) dar, mit dem angestrebt wird, verschiedene scheinbar unvereinbare Anforderungen (Qualitäts-, Kosten-, Zeit- und Flexibilitätsziele) gleichzeitig zu erfüllen. Die Auswirkungen computerisierter und kapitalintensiver Produktion auf die Art benötigter Arbeitsleistungen sind aufgrund der vielfältigen Realisierungsmöglichkeiten dieser Technologie nur sehr schwer allgemein zu benennen. Doch ist mittlerweile erkennbar, dass die Arbeit unter CIM-Systemen Veränderungen mit sich bringt. So erfordert die erhöhte Kapitalintensität Rundumnutzung von Arbeitsleistungen, d.h. einen erweiterten zeitlichen Arbeitseinsatz. Weiterhin ergibt sich aus der Tatsache, dass ein einzelner Mitarbeiter an einer Maschine nicht mehr ausgelastet ist, die Notwendigkeit eines Arbeitseinsatzes an mehreren Maschinen und somit auch das Erfordernis von multiplen Qualifikationen. Sodann verschiebt sich die Art der benötigten Arbeit von produktiven Arbeiten zu überwachenden oder instandhaltenden Arbeiten. Dadurch werden aber auch neue Kommunikationswege notwendig. Schließlich soll im Bedarfsfall eine rasche Verständigung möglich sein. Dies erfordert kommunikative Fähigkeiten, ergänzt durch arbeitsorganisatorische Strukturen. 

3.4 Entwicklungen der Berufsbildungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland

Die Entwicklung der Berufsbildungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland lässt sich durch Schwerpunktverlagerungen zwischen eher quantitativ orientierten Maßnahmen, qualitätsbetonten Strukturverbesserungen innerhalb des bestehenden Systems und reformpolitischen Ansätzen zur Neustrukturierung des Bildungssystems charakterisieren. Welcher Bereich jeweils dominiert, ist maßgeblich eine Folge exogen beeinflusster Problemlagen, ausgelöst beispielsweise durch demographische Entwicklungen, durch technologischen und ökonomischen Wandel und nicht zuletzt durch das veränderte Bildungsverhalten der Bevölkerung im Zusammenhang mit dem allgemeinen Wertwandel. So wirkte sich der "Geburtenberg
" der sechziger Jahre auf die steigende Ausbildungsplatznachfrage und die Berufsnot der Jugendlichen seit Beginn der achtziger Jahre aus. Heute beeinflusst die rasche Verbreitung neuer Technologien und die Einführung neuer Produktionskonzepte nachhaltig die Qualität der Berufsausbildung und den Bedeutungszuwachs der beruflichen Weiterbildung (Folge: verstärktes Engagement in der Ausbildungsordnungspolitik, zum Beispiel bei der Neuordnung der industriellen Elektro- und Metallberufe, Berücksichtigung des "Computerzeitalters"). Gleichzeitig verlagerte sich der berufs- und bildungspolitische Problemschwerpunkt von der Strukturreform des Bildungswesens zu Beginn der siebziger Jahre mit der Forderung nach Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung zwei Jahrzehnte später auf die Zielsetzung der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung. Auch wenn sich bei rückblickender Betrachtung einzelne Schwerpunkte mehr oder weniger hervorheben, kommt es in der praktischen Berufsbildungspolitik entscheidend darauf an, quantitative und qualitative Aspekte nicht gegeneinander auszuspielen, sondern sie in eine längerfristig orientierte Reformperspektive zu integrieren und dabei auch strukturelle Veränderungen einzubeziehen. Ausbildungsmarktpolitik, Ausbildungsordnungspolitik und Strukturpolitik sind aufgrund quantitativer, qualitativer und struktureller Komponenten wechselseitig aufeinander angewiesen. Werden die Standards der Ausbildungsqualität durch neue Ausbildungsordnungen höher gesetzt, wie das z.B. bei der Neuordnung der industriellen Elektro- und Metallberufe der Fall war, so sind davon die Ausbildungskosten der Betriebe betroffen, was Rückgang des Ausbildungsstellenangebots zur Folge haben kann. Politische Interventionen, etwa die Einführung einer gesetzlichen Umlagefinanzierung zu Lasten der nicht ausbildenden und zugunsten der ausbildenden Betriebe, sind deshalb hinsichtlich ihrer Wirkungen schwer kalkulierbar und werden in der politischen wie wissenschaftlichen Diskussion außerordentlich kontrovers beurteilt, nicht zuletzt wegen ihrer ordnungs- und steuerungspolitischen Implikationen (vgl. Kell 1995; Timmermann 1994; 1995). Davon abgesehen, vernachlässigt die einseitig quantitativ orientierte Forderung nach einer Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebots die Seite der Ausbildungsplatznachfrage und die damit verbundenen strukturellen Probleme des Bildungssystems (vgl. Lutz 1991). Bis heute hat die berufliche Fort- oder Weiterbildung noch kein klares Profil als alternative Aufstiegsmöglichkeit anstelle studienqualifizierender Bildungsgänge gewonnen. Qualifikationen, die durch berufliche Weiterbildung und Berufserfahrungen gewonnen werden, spielen bei der Herstellung formaler Gleichwertigkeit im deutschen Berechtigungswesen nach wie vor eine untergeordnete Rolle. Berufliche Weiterbildung ist stark selektiv, Karriereplanung auf diesem Weg mithin höchst risikoreich. Wollte man dem Vorschlag der Wirtschaftsverbände ernsthaft folgen, so wäre die Voraussetzung dazu, ein verlässliches System aufbauender, abschlussbezogener Fortbildung zu entwickeln. Diesem Ansatz folgt das Konzept für ein "eigenständiges und gleichwertiges Berufsbildungssystem", das von der Leitung und von Experten des BIBB in die Diskussion eingebracht wurde (Dybowski/Pütz/Sauter/Schmidt 1994). Das Modell umfasst in zwei Dimensionen integrative Lösungen: Zum einen geht es in vertikaler Dimension um eine stärkere Verzahnung von Aus- und Weiterbildung. Zum anderen sollen in horizontaler Dimension integrative Lösungen in bezug auf die Verbindung von Arbeiten und Lernen hergestellt werden. Ziel ist es, die Berufserfahrung stärker als bisher für die abschlussbezogene Weiterbildung zu nutzen. Hauptmerkmal der Lernorganisation ist nach diesem Modell die Dualität von Lernen und Arbeiten, und zwar auf allen Ebenen des Berufsbildungssystems von der Berufsausbildung über die berufliche Weiterbildung bis zum Fachhochschulstudium. Als Abschlüsse sind anerkannte Zertifikate auf jeder dieser Ebenen vorgesehen: der Ausbildungsabschluss, der Weiterbildungsabschluss und der Hochschulabschluss. Die Realisierung des BIBB-Konzepts würde voraussetzen, den Bereich der Weiterbildungsabschlüsse stärker als bisher ordnungspolitisch zu regulieren und betriebliche Personalentwicklungskonzepte mit durchlässigen und chancengerechten Aufstiegswegen zu etablieren. Solchen Erwartungen gegenüber zeigt sich die Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland bislang als wenig aufgeschlossen. Doch wie immer man das "BIBB-Modell" im Detail einschätzt, es zeigt eine Entwicklung an, die wohl kaum aufzuhalten ist. Der Systemfindungsprozess des beruflichen Bildungswesens macht vor der beruflichen Weiterbildung nicht halt. Die Koordinierung von Berufsbildung durch Verzahnung von beruflicher Erstausbildung und Weiterbildung ermöglicht neue und für den einzelnen Berufstätigen attraktive Integrationsperspektiven innerhalb dieses Systems. Ob aber das Berufsbildungssystem insgesamt seine spezifische Leistung in bezug auf die qualitative und quantitative Versorgung des Beschäftigungssystems mit Fachkräften wird aufrechterhalten können, bleibt die ungelöste Frage und kann letztlich nur im Zusammenhang mit der Entwicklung des allgemeinen Bildungssystems beurteilt werden.

4. Das Bundesinstitut für Berufsbildung

Das BIBB hat seinen Sitz in Berlin und wurde 1970 gegründet. Die Rechtsgrundlage ist das Berufsbildungsförderungsgesetz
. Die Aufgaben werden auf der Grundlage dieses Gesetzes und in enger Zusammenarbeit mit Arbeitgebern, Gewerkschaften, Bundes- und Landesregierungen wahrgenommen (vgl. BIBB-Info 1996). Das BIBB hat den satzungsgemäßen Auftrag, die Berufsbildung durch Forschung zu fördern und auch über aktuelle Fragestellungen hinaus längerfristig weiterzuentwickeln. Mit Blick auf die zunehmende Globalisierung kann der Forschungsauftrag nicht auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland begrenzt sein. Vielmehr gilt es internationale, vor allem europäische, Tendenzen und Entwicklungen sowohl in technischer, wirtschaftlicher und auch gesellschaftlicher Sicht, mit in die wissenschaftliche Forschung mit einfließen zu lassen. Denn Inhalte und Ziele der Berufsbildung müssen permanent an die internationalen Prozesse angepasst werden. Als ein wesentliches Element hat sich die Zusammenarbeit mit der Berufsbildungspraxis herauskristallisiert. So erarbeiten Sachverständige aus allen Bereichen von Wirtschaft und Verwaltung gemeinsam mit dem Institut Ausbildungsprogramme, die eine zukunftsorientierte Berufsbildung sichern sollen. Die Planungspraxis der beruflichen Bildung vollzieht sich hierbei auf der Ebene der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden sowie in den Kammern und Ministerien in Bund und Ländern. Für die Durchführung werden praktische Erfahrungen u.a. bei Unternehmens- und Betriebsleitungen, Ausbilder/Innen, Betriebs- und Personalräte und Berufsschullehrer/Innen gesammelt. Geleitet wird das BIBB durch einen Generalsekretär. Das Beschlussorgan ist der Hauptausschuss. In diesem sind durch viertelparitätische Besetzungen durch Vertreter die Arbeitgeber, Gewerkschaften, Bund und Länder repräsentiert. Das BIBB wird durch Haushaltsmittel des Bundes finanziert. Es ist eine selbständige juristische Person des öffentlichen Rechts, untersteht allerdings der Rechtsaufsicht durch den Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF). Die Organe des BIBB sind der Hauptausschuss, der Ständige Ausschuss sowie der Generalsekretär. Der Hauptausschuss ist das einzige bildungspolitische Beratungsorgan der Bundesregierung mit gesetzlichem Auftrag. Er gilt als die gemeinsame Adresse der Berufsbildung in Deutschland. Schließlich ist sowohl der private Sektor (durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände) als auch der staatliche Sektor (Bund und Länder) im Hauptausschuss vertreten. Diese Repräsentanten kommen somit aus den Spitzenorganisationen von Industrie, Handel, Handwerk, Landwirtschaft und freien Berufen, aus den Gewerkschaften, aus den für Bildungspolitik zuständigen Ministerien der Länder und aus den für berufliche Bildung zuständigen Bundesministerien für Wirtschaft (BMWi), für Arbeit und Soziales (BMA), für Inneres (BMI) und BMBF. Außerdem haben je ein Beauftragter aus der Bundesanstalt für Arbeit und aus den auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbände eine beratende Stimme im Hauptausschuss, der die Satzung, den Haushalt und das Forschungsprogramm des Instituts beschließt. Weiterhin hat der Hauptausschuss eine beratende Funktion der Bundesregierung hinsichtlich grundsätzlicher Fragen der Berufsbildung. Zur weiteren Entwicklung der Berufsbildung sowie deren Ordnung und Aufbau zu fördern, gibt der Hauptausschuss Empfehlungen und Stellungnahmen ab. Des weiteren kann der Hauptausschuss auch eine Stellungnahme zum Entwurf des Berufsbildungsberichts abgeben. Der Ständige Ausschuss bereitet Sitzungen und Beschlussfassungen vor und nimmt die Aufgaben des Hauptausschusses in eilbedürftigen Angelegenheiten außerhalb der turnusmäßigen Sitzungen wahr. Somit ist das BIBB eine Forschungs- und Dienstleistungseinrichtung für die Berufsbildung mit verschiedenen Arbeitsgebieten und insgesamt sechs Hauptabteilungen, was folgendes Schaubild verdeutlicht:

Hauptabteilungen Bundesinstitut für Berufsbildung
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1
2
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4
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Struktur-forschung, Planung, Statistik
Curriculum-forschung
Ausbildungs-ordnungs-forschung
Weiter-bildungs-forschung
Bildungs-technologie-forschung, vergleichende Berufs-bildungs-forschung
Bildungs-ökonomie-forschung, Berufs-bildungs-stätten-forschung

Abb. 1, eigen

Quelle: BIBB-Info, 1996

Jede dieser Hauptabteilungen untergliedert sich nochmals in Abteilungen, denen spezielle Aufgabenbereiche zugeordnet sind. Sichtbar wird jedenfalls der Schwerpunkt Forschung innerhalb der verteilten Aufgabengebiete des BIBB.

5. Die Stellungnahmen des Hauptausschusses des BIBB zu den Berufsbildungsberichten des BMBF der Jahre 1990 – 1997

Das BMBF lässt jährlich einen Berufsbildungsbericht erstellen. In diesem wird das Zahlenmaterial zur Berufsbildung und Ausbildung aufbereitet. Bis zum Jahr 1991 beziehen sich die Daten ausschließlich auf die alten Länder, erst in den folgenden Jahren ist statistisch verwertbares Zahlengut auch aus den neuen Ländern in den Berichten verarbeitet. Der Hauptausschuss des BIBB kann gemäß seiner Satzung zu diesem Berufsbildungsbericht eine Stellungnahme abgeben. Dass diese Erklärung aufgrund der viertelparitätischen Besetzung des Gremiums zu verschiedenartigen Interpretationen innerhalb der einzelnen Gruppen führt, ist verständlich – alleine schon die teils unterschiedlichen Auffassungen aus dem Arbeitgeberlager und dem Gewerkschaftslager führen zu kontroversen Diskussionen. Daher gibt es zu den Berufsbildungsberichten nicht nur die Stellungnahme des Hauptausschusses, sondern oft auch ein Votum der Minderheitengruppen der Beauftragten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zum Entwurf des Berufsbildungsberichts. Ferner lässt es sich der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) nicht nehmen, in seinen Broschüren zur Bildungspolitik eigene Stellungnahmen zu dem jeweiligen Berufsbildungsbericht zu veröffentlichen. Die Berufsbildungsberichte beziehen sich auf das vorangegangene Jahr, da nur die Zahlen verarbeitet werden können, die auch durch statistische Erhebungen vorliegen. Stichtag ist hierbei jeweils der 30. September. Außerdem muss nach § 3 Berufsbildungsförderungsgesetz (BerBiFG) der Berufsbildungsbericht bis zum 1. April jeden Jahres vorgelegt werden. Somit können die Berichte  nur den Stand des Vorjahres wiedergeben. Die Stellungnahmen des Hauptausschusses im BIBB lassen sich in verschiedene Bereiche untergliedern. Es gibt wiederkehrende Themen, die im folgenden analysiert und katalogisiert werden, um die Entwicklung und Tendenzen in den Einzelbereichen während des Berichtszeitraums besser verfolgen zu können. Der Bericht zum Jahre 1989 wurde auch zum Anlass genommen, die Auswirkungen des seit 1969 bestehenden Berufsbildungsgesetzes auf die Berufsbildungssituation zu überprüfen. Schließlich bestand es zu diesem Zeitpunkt seit 20 Jahren
. Die historische Bedeutung für die Bildung eines einheitlichen Systems der Berufsausbildung ist sicher unbestritten. Hier sei u.a. die Schaffung eines einheitlichen Vertragsrechts, der erste bundesweite Standard für Ausbildungsberufe und Ausbildungsstätten sowie die Einordnung der Berufsausbildung in einen umfassenden Bildungsauftrag genannt. Allerdings war das Berufsbildungsgesetz in dieser Fassung aus 1969 auch ein bildungspolitischer Kompromiss. Das gesellschaftspolitische Ziel hingegen lässt sich klar und deutlich formulieren: Ausbildung für alle. Und dies heißt "gemeinsame Verpflichtung und Verantwortung von Staat, Arbeitgebern und Gewerkschaften" (BIBB 1990). Somit entsteht ein verfassungsgemäßer Auftrag, der die Jurisdiktion und die Exekutive in die Verantwortung und Verpflichtung nimmt, denn jeder hat das Grundrecht, eine qualifizierte Ausbildung zu erhalten. Dennoch kann sich kein Ausbildungsplatzsuchender auf eine eindeutige Berufsbildungsgesetzgebung stützen. Es fehlt nicht nur der formale Rechtsanspruch auf eine freie Wahl des Ausbildungsplatzes, sondern auch ein nach demokratischen Grundsätzen kontrolliertes Berufsbildungssystem. Die Anforderungen an ein solches System lassen sich in sechs Punkten zusammenfassen:

· Sicherstellung eines ausgewogenen und qualifizierten Angebotes an Ausbildungsstellen

· Verhinderung von Fehlqualifizierungen und Verzerrungen des Ausbildungsstellenmarktes einschließlich der daraus resultierenden Diskussion über Facharbeitermangel

· Hilfe bei der Überwindung der sozialen Auslese bei Einstellungen von Auszubildenden, der Durchführung derer Ausbildung sowie innerhalb des Prüfungswesens

· Sicherung der regionalen Chancengleichheit

· Vergleichbare Qualitätsstandards in allen Ausbildungsbereichen 

· Unterbindung von Defiziten bei der Umsetzung geltender Vorschriften und Vereinbarungen innerhalb der zuständigen Stellen und Gewährleistung einer auf Zukunftsanforderungen der Wirtschaft und Arbeitnehmer ausgerichtete Abstimmung des Bildungs- und Beschäftigungssystems.

Diese Forderungen an das Berufsbildungssystem sind nachvollziehbar und verständlich. Inwieweit sich diese Erwartungen aus dem Jahre 1990 bis heute erfüllen können, wird sich im weiteren Verlauf dieser Ausführungen zeigen. Deutlich wird jedenfalls ein Zusammenspiel verschiedener Faktoren und Komplexe, die sich auch als Teufelskreis entpuppen können. Zum einen ist die Entwicklung der Ausbildungsplatzsituation nur sehr schwer voraussehbar. Es kann nur auf Geschehenes zurückgegriffen werden und der Versuch gestartet werden, diese Verlaufsstrukturen auf zukünftige Entwicklungen zu übernehmen oder anzuwenden. Auch tritt immer wieder die Frage nach der möglichen Finanzierung der allgemeinen und der beruflichen Erstausbildung und zunehmend auch Weiterbildung in den Vordergrund. In Zeiten mit leeren Kassen wird diese Frage nur unter äußerst schwierigen Bedingungen zu klären sein. Hier ist außerdem noch zu beachten, dass die Weiterbildung in unserem föderalistischen Staatenbund Ländersache ist. Nur so ist es eventuell zu erklären, dass es gesetzlichen Anspruch auf Freistellung von der Arbeit zur Weiterbildung (sog. Bildungsurlaub) in allen alten Bundesländern mit Ausnahme Bayerns gibt. Ein weiterer Schwerpunkt der Stellungnahmen des Hauptausschusses ist die Notwendigkeit des Berufsschulunterrichts. Diese Thematik greift auch in unser duales Ausbildungssystem mit ein, ist allerdings so komplex behandelt, dass es einer separaten Beleuchtung bedarf. Ein zusätzlicher Aspekt ist der Wunsch nach einer Modernisierung des dualen Systems. Hierbei kommt zunehmend der Aspekt einer dringend notwendigen und verbesserungswürdigen Zusammenarbeit der Ausbildungspartner Schule und Betrieb zum Tragen. Schließlich gab es in den vergangenen Jahren weitreichende Veränderungen in den Berufen und in der Technologie, so dass die Forderungen nach einem zeitgemäßen dualem System durchaus berechtigt sind. Hier schließt sich direkt auch ein weiterer und letzter Punkt an, der die Berufsbildungsberichte abrundet. Ohne Frage wünschen alle eine Qualitätssicherung unseres Ausbildungs- und Weiterbildungssystems, das durch Kontinuität auf jeden Fall durchführbar und erreichbar sein wird. 

5.1 Entwicklung der Ausbildungsplatzsituation 

Nachfolgende Grafik veranschaulicht das Verhältnis von Angebot und Nachfrage im dualen System, wobei sich die Zahlen ab 1992 auf das gesamte Bundesgebiet beziehen und in 1991 noch keine verlässlichen Daten aus den neuen Ländern vorlagen. Eine weitere Einschränkung besteht darin, dass wegen unterschiedlicher Zeitpunkte bei der Durchführung der vom Bund organisierten und mitfinanzierten Sonderprogramme die Daten für die neuen Länder für 1995 und 1996 nur eingeschränkt vergleichbar sind. Auch gilt für das Jahr 1996 der Stichtag 30.09., d.h. Veränderungen im 4. Quartal sind in den Statistiken und Graphiken nicht berücksichtigt. Außerdem sei darauf hingewiesen, dass generell nur solche Daten verwendet werden können, die dem Statistischen Bundesamt auch gemeldet werden. Da nicht alle Ausbildungsplätze über das Arbeitsamt vermittelt werden, sondern auch durch private Initiativen und Beziehungen angeboten werden, sind die Angaben nicht vollständig. Weiterhin werden seitens der Ausbildungsbetriebe nicht alle möglichen Ausbildungsplätze an das Arbeitsamt gemeldet. Und schließlich meldet sich nicht jeder Ausbildungsplatzsuchender als ein solcher beim Arbeitsamt an. All diese im Dunkeln liegenden Zahlen können mangels besserem Wissen somit in den zugrunde gelegten Berufsbildungsberichten nicht berücksichtigt werden. Trotzdem erlauben die Zahlen für den Acht-Jahres-Vergleich 1989 - 1996 aussagekräftige Tendenzen festzuhalten. Die vertikale Achse gibt Aufschluss über die absolute Anzahl von Verträgen, Stellen sowie Angebot und Nachfrage. Die horizontale Achse bezieht sich auf die Jahre.
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Aus dieser Grafik ist ersichtlich, dass die absolute Zahl der neuen Verträge zunächst kontinuierlich abnahm, ehe nach der Einheit 1991 auch die Neuabschlüsse in den neuen Ländern Berücksichtigung fanden und es daher zu einer erhöhten Quote kam. Der Höchststand von 595.215 neuen Ausbildungsverträgen in 1992 wurde in den folgenden Jahren nicht mehr erreicht, die Anzahl der Neuverträge reduzierte sich um etwa 3,5 % auf 574.342 in 1996. Gravierender wird der Unterschied beim Vergleich von Angebot und Nachfrage. Obwohl durch die Einheit mehr Schulabgänger auf den Arbeitsmarkt drangen, sind die Zahlen beim Angebot in 1989 von 668.649 auf 609.289 in 1996 zurückgegangen, ein Rückgang von rund 9 % im Acht-Jahresvergleich. Legt man nur die Zahlen seit der Einheit zugrunde, ist der Rückgang noch drastischer: von 721.825 in 1992 auf 609.289, das bedeutet ein Rückgang der angebotenen Ausbildungsplätze von annähernd 16 %. Erstaunlich ist allerdings auch die Tatsache, dass sich die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen nur geringfügig veränderte. Während in 1989 602.014 Schulabgänger nach einem Ausbildungsplatz suchten, waren es in 1992 608.190 und in 1996 612.800. Das bedeutet aber auch, das in 1996 erstmals ein Überhang der Nachfrage nach einem Ausbildungsplatz festgestellt werden konnte. Beachtenswert ist auch der Verlauf der noch nicht vermittelten Jugendlichen. Hier ging die Zahl zunächst von 18.278 in 1989 auf 11.205 in 1991 zurück, verdreifachte sich dann allerdings auf die stattliche Anzahl von 38.458 in 1996. Gleichzeitig stieg die Zahl der offenen Stellen von 84.913 in 1989 auf 128.534 in 1991 an und fiel dann auf 34.947 in 1996 zurück. Aufschlußreiches bietet auch die nach alten Ländern und neuen Ländern getrennte Darstellung der Ausbildungsplatzsituation seit der Einheit, was die folgende Grafik verdeutlicht.
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Während sich in den alten Ländern die Anzahl der neuabgeschlossenen Verträge von 499.985 in 1992 auf 449.314 in 1996 reduzierte, erhöhte sich die Zahl in den neuen Ländern von 95.230 auf 125.028. Die Fülle an offenen Stellen im Westen von 123.378 ging auf 33.866 zurück, während im Osten die schon geringe Zahl von 3.232 noch weiter auf 1.081 abnahm. In beiden Teilen der Republik stieg auch die Anzahl der noch nicht vermittelten Jugendlichen an. In den alten Ländern verdoppelte sich die Menge von 11.756 auf 24.637, in den neuen Ländern hingegen ist der Faktor 11, d.h. von 1.219 noch nicht Vermittelten 1992 auf mehr als das elf-fache, das sind 13.821, in 1996. Das Angebot an Ausbildungsplätze ging im Westen von 623.363 auf 483.180 stetig zurück, erfreulicherweise konnte das Angebot im Osten erhöht werden, von 98.462 auf 126.109. Leider ist dieser Anstieg nicht ausreichend, denn diesem Angebot in 1996 stand eine Nachfrage von 138.849 gegenüber, die sich seit 1992 mit 96.449 auch deutlich steigerte. In den alten Ländern hingegen hielt sich die Nachfrage etwa gleich, von 511.741 in 1992 auf 473.951 ist allerdings ein leichter Rückgang feststellbar. Sichtbar ist zweifellos die Tatsache, dass der Nachfrageüberhang bei den Ausbildungsplätzen nur in den neuen Ländern vorhanden ist, während in den alten Ländern immer noch ein  - wenn auch nur geringer - Angebotsüberhang zu verzeichnen ist. 

5.1.1 Die Situation 1989

Die Lage der Ausbildungsplatzsituation hat sich im Jahr 1989 im Vergleich zu den Vorjahren entspannt. Nach den Daten der Arbeitsämter ist in nahezu allen Bereichen eine Verbesserung der Versorgungssituation eingetreten. 1989 erlaubte es sogar, bundesweit die seit langem beste Ausbildungsbilanz zu ziehen (BIBB 1990). Diese zunächst positive Aussage lässt sich allerdings nicht in allen Bereichen bestätigen, da die Verbesserung regional unterschiedlich ausfiel. In Regionen mit einer ausgeglichenen Situation im Vorjahr, konnten sich die Zahlen sogar verbessern. In Gegenden mit Versorgungsproblemen haben die Jugendlichen weiterhin Schwierigkeiten einen Ausbildungsplatz zu finden. Besonders auffällig ist dies in den ländlichen Regionen in Ostfriesland, Emsland, westliches Münsterland und Nordhessen sowie erwartungsgemäß im Ruhrgebiet, wo im Zuge der Krise im Kohle- und Stahlbereich trotz Subventionen des Staates nicht nur Arbeitsplätze sondern auch Ausbildungsplätze fehlen. Erfreuliches gibt es hauptsächlich im Bereich der gewerblich-technischen Berufe zu berichten. Dort zeigt sich eine für die Jugendlichen verbesserte Situation, was um so positiver zu bewerten ist, da gerade im Bereich des Metall- und Elektrogewerbes eine zukunftsorientierte Ausbildung nach neuesten Ausbildungsverordnungen am ehesten zu erwarten ist. Eine Versorgungslücke bei Ausbildungsplätze ist bei den kaufmännischen und verwaltenden Berufen festzustellen. Dies betrifft vor allem junge Frauen, da diese überwiegend in diesen Branchen einen Ausbildungsplatz suchen. Schon im Berufsbildungsbericht 1989 stellt der Hauptausschuss des BIBB die Forderung, ein ausgewogenes und qualifiziertes Angebot an Ausbildungsplätzen zu stellen, da gerade im Bereich der gewerblich-technischen Berufe sowie in verschiedenen Dienstleistungszweigen vermehrte Probleme bei der Suche nach Nachwuchskräften aufgrund der demographischen Entwicklung zu erwarten sind. Erschwert wird diese Situation durch die politischen Entwicklungen, die unter anderem die Einheit der beiden deutschen Staaten zu Folge hatten. 

5.1.2 Die Lage 1990

Während sich 1990 in den alten Ländern die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt etwas entspannte, mit Ausnahme der kaufmännisch-verwaltenden und Metall- und Elektroberufen, hat sich die Situation in den neuen Ländern verschlechtert. Ein Grund hierfür ist die radikale Umstellung des bisherigen Ausbildungssystems. Für etwa 320.000 Jugendliche haben sich durch den Beitritt der ehemaligen DDR die Ausbildungschancen verschlechtert (BIBB 1991). Dieser regionale und sektorale Fortgang zeigt, dass das vorhandene Ausbildungsangebot sowohl quantitativ als auch qualitativ nicht ausreichend ist. Zumal im Westen wie auch verstärkt im Osten neue Technologien eingeführt werden müssen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Gerade hier wirken sich die maroden Fabrikationshallen der ehemaligen DDR negativ aus. Dies betrifft nicht nur die Konkurrenzverhältnisse am Markt sondern zeigt sich auch verschärft am Arbeitsmarkt. Im Osten sind weitaus mehr Menschen von der Arbeitslosigkeit betroffen als im Westen. Besonders hart ist diese Situation für junge Frauen, die zum überwiegenden Teil diese Folgen zu tragen haben. Allerdings leiden die Zahlen zum Jahr 1990 auch darunter, dass erstmals ein gemeinsamer Bericht erstellt wurde und gerade im Osten das Zahlenmaterial nicht vollständig ausgewertet werden kann, weil die statistischen Erhebungen erst begonnen haben. 

5.1.3 Der Stand 1991

Auch im folgenden Jahr stellt sich die Ausbildungsstellensituation sehr unterschiedlich dar (BIBB 1992). Da es in den alten Ländern ein größeres Angebot an Ausbildungsplätzen gab als nachgefragt wurde, haben sich die Chancen auf eine qualifizierte Ausbildung der Jugendlichen verbessert. Dagegen bleibt festzustellen, dass in den neuen Ländern das betriebliche Ausbildungsangebot nicht ausgereicht hat, und die Jugendlichen vermehrt eine außerbetriebliche Ausbildung begonnen haben, also zunächst den Wechsel in die gymnasiale Oberstufe vollzogen, oder im Westen eine Ausbildungsstelle suchten. Der Anteil der außerbetrieblichen Ausbildung lag bei etwa einem Drittel, in manchen Regionen sogar darüber. Weitere 21.000 Jugendlichen pendelten in die alten Länder. Unterstützt wurden diese Pendler durch Unternehmen, die nach der Einheit im Osten sich niederließen, und dann zur Qualifikationssicherung der Auszubildenden den Ausbildungsgang im Westen anboten, um nach bestandener Prüfung in ihrer Heimat eingesetzt zu werden. Als Beispiel hierfür sei die fast 80%-ige Übernahme der Staatsbank der DDR durch die Deutsche Bank genannt, die ihre neuen Ostfilialen durch Westpaten betreuen ließ. Das bedeutet unter anderem, dass die Filialen in Thüringen als Partner und Betreuung die Westfilialen von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz zugeordnet wurden, Auszubildende aus diesen Ostländern wurden dann im Westen in den entsprechenden Bundesländern nach der Ausbildungsverordnung auf ihren Beruf als Bankkaufmann/frau vorbereitet. Für die Auszubildenden hat dies den Vorteil, mit modernsten Technologien vertraut zu werden. Nicht zu vergessen ist auch der finanzielle Aspekt: Die Ausbildungsvergütung richtet sich nach dem geltenden Tarifvertrag West, der höhere Einkommen vorsieht als der zuständige Ostvertrag. Doch all diese Maßnahmen haben an der fehlenden Ausbildungsplatzkapazität in den neuen Ländern nicht viel verändert. 

5.1.4 Die Entwicklung 1992

Diese ist nach wie vor unzureichend (BIBB 1993). Das Gefüge nähert sich zwar der westdeutschen Struktur, jedoch führt dies keine positive Änderung der Ausbildungsplatzsituation herbei. Zumal auch der westdeutsche Aufbau verbesserungswürdig ist. Im Jahr 1992 fehlen in den neuen Ländern betriebliche Ausbildungsplätze in erheblichem Umfang, nur jeder zweite Bewerber konnte eine Ausbildung nach seinem Wunsch realisieren. Am besten ist die Situation in Sachsen-Anhalt, wo zwei von drei Bewerbern in die gewünschte betriebliche Ausbildung übernommen werden konnte. Am schlechtesten zeigt sich das Verhältnis in der ländlichen Region Mecklenburg-Vorpommern. Hier konnten nur deutlich weniger als die Hälfte der Bewerber vermittelt werden. Dies hat auch zur Folge, dass mittlerweile etwa 20% der Auszubildenden aufgrund des Defizits an betrieblichen Ausbildungsplätzen eine Berufsausbildung in außerbetrieblichen Bildungseinrichtungen suchen. Deutlich wird im Bericht aus 1993, dass die Diskriminierung von Frauen bei der Berufswahl im Osten deutlich krasser wiederbelebt wurde als dies im Westen festzustellen war (DGB 1993). In den ostdeutschen Arbeitsamtsbezirken wurden demnach 1992 etwa 40% der Ausbildungsstellen geschlechtsspezifisch, und zwar ausschließlich für männliche Bewerber, ausgeschrieben. Bei einigen Arbeitsämtern im Osten konnte sich dieser Anteil sogar auf 60% erhöhen. Im Westen lag diese Rate bei 25%. Demnach gilt ein besonderes Interesse der Chancengleichheit von weiblichen und männlichen Jugendlichen bei der Suche nach einem qualifizierenden Ausbildungsplatz. Sinkende Schulabgängerzahlen infolge geburtenschwacher Jahrgänge verbessern zwar grundsätzlich auch für die jungen Frauen die Chancen auf einen Ausbildungsplatz. Aber auch die Zahl der weiblichen Auszubildenden ist sogar noch stärker als bei den männlichen Auszubildenden zurückgegangen, folglich war auch der Frauenanteil mit 39,1 % rückläufig gegenüber dem 1989 erreichten höchsten Stand (42,7 %). 

5.1.5 Der Status 1993

Die Ausbildungsstellenbilanz zum 30.09.93 zeigt nach wie vor eine sich öffnende Schere zwischen Angebot und Nachfrage an Ausbildungsstellen (BIBB 1994). So wurden im Berichtszeitraum über 4% weniger Ausbildungsverträge geschlossen als im Vorjahr. Während im Osten die Anzahl der vermittelten Ausbildungsstellen um 4 % stiegen, ging in den alten Ländern die Rate um fast 6% zurück. Im Bereich von Industrie und Handel ist sogar ein Rückgang von über 10% sichtbar. Auch regional gibt es gewaltige Unterschiede. In Bayern und Baden-Württemberg ist die Situation noch als günstig zu bezeichnen. Statistisch kann hier jeder Bewerber sich unter dreizehn zur Auswahl stehender Berufe entscheiden. Engpässe gibt es in den Stadtstaaten Bremen und Hamburg, sowie in Nordrhein-Westfalen und im Saarland. Dort stehen für jeden Jugendlichen weniger als vier Ausbildungsstellen zur Verfügung. Angesichts der weiterhin angespannten Ausbildungsplatzsituation und des nach wie vor unzureichenden Arbeitsstellenangebotes in den neuen Ländern ist es nicht verwunderlich, dass jeder zehnte junge Erwachsene zwischen 20 und 24 Jahren sich mit dem Gedanken trägt, innerhalb eines Jahres in die alten Bundesländer umzuziehen oder zumindest als Pendler seine Berufswünsche zu verwirklichen sucht (DGB 1994). Diese Westorientierung ist - abgesehen von der immer noch unbefriedigenden Wohnsituation - vor allem durch Unzufriedenheit mit den Anwendungsmöglichkeiten der in der ehemaligen DDR erworbenen Qualifikation zu erklären. Dadurch verschlimmert sich natürlich auch die Ausbildungsplatzsituation in den alten Ländern. Aber auch die immer aufgeführten Kostengründe tragen dazu bei, dass im Westen immer weniger Ausbildungsstellen angeboten werden. So waren es am Ende des Jahres 1993 über 14.800 junge Frauen und Männer, somit 3.000 mehr als im Vorjahr, die über das Arbeitsamt eine Berufsausbildung suchten und nicht vermittelt werden konnten. Standen in 1992 jedem nicht vermittelten Bewerber global zehn Ausbildungsstellen gegenüber, so sind dies in diesem Berichtsjahr 1993 nur noch sechs. Damit haben sich die Berufswahlmöglichkeiten im westlichen Bundesgebiet wesentlich verschlechtert. An dieser Stelle bietet es sich an, kurz auf die ausländischen Jugendliche einzugehen. Diese werden gegenüber ihren deutschen Bewerbern am Ausbildungsmarkt stärker benachteiligt. Obwohl sie etwa 16% (Vorjahr 15,4%) Ausbildungsplatzbewerber stellen, ist der Anteil an den nicht vermittelten Bewerbern mit 25% (Vorjahr 22,8%) deutlich höher. Somit ist deutlich, dass die Beteiligung der ausländischen Jugendlichen an der Ausbildung gefördert werden muss. Dieses Bewerbungspotential gilt es gerade im Hinblick auf den Fachkräftenachwuchs mehr noch als bisher auszuschöpfen. 

5.1.6 Die Verhältnisse 1994

Doch hiervon ist man noch weit entfernt. Schließlich zeigt die Ausbildungsplatzsituation auch in 1995 eine unausgeglichene Bilanz (BIBB 1995). Die Wirtschaft und der öffentliche Dienst haben im Westen alleine fast 16% ihrer Ausbildungsstellen abgebaut. Im Osten ist die Situation aufgrund der staatlichen Subventionen auf den ersten Blick weniger angespannt. Jedoch ist erkenntlich, dass ohne finanzieller Zuwendungen des Bundes die Berufsausbildung am seidenen Faden hängt (DGB 1995). Die Wahrnehmung der vorhandenen Ausbildungsangebote verlangt von den jungen Menschen ein bisher unbekanntes Maß an Mobilität. Für die meisten Jugendlichen hat dies eine Abkehr von dem bisherigen Berufs- und Ausbildungswunsch zur Folge. Dies trifft nicht nur auf diejenigen zu, die einen Beruf haben (Insider), sondern erst recht für die noch Suchenden, den Outsidern. Dies bedeutet, dass sich die Chancen für die Jugendlichen, einen von ihnen gewünschten Beruf unter - dem dehnbaren Begriff der - zumutbaren Bedingungen ergreifen zu können, sich weiterhin verschlechtern. Nicht nur in den neuen Bundesländern, sondern auch in den alten Ländern fehlen zukunftssichere, innovative Ausbildungsplätze. Die Folge ist der Gang in die "Warteschleife", d.h. Jugendliche, die zunächst keinen Ausbildungsplatz gefunden haben, werden vom Netz der dualen Ausbildung aufgefangen und wechseln in den Schoß der außerbetrieblichen schulischen Ausbildung, um dann im folgenden Jahr die Situation am Ausbildungsstellenmarkt weiter zu verschärfen. Das Sprichwort "aufgeschoben ist nicht aufgehoben" kommt hier deutlich zur Anwendung. Insgesamt wird die Not am Ausbildungsstellenmarkt immer größer, da sich die Situation in beiden Teilen des Landes weiter zuspitzt. Denn in 1994 ist Jugendlichen in den neuen Ländern mit dem Hinweis auf offene Stellen in den alten Ländern nicht geholfen. Auch im Westen gibt es keine nennenswerten Überhänge. Besonders gravierend kommt der Ausbildungsplatzabbau im öffentlichen Dienst zum Tragen. Während im Jahr 1993 in den Ausbildungsberufen des öffentlichen Dienstes noch 24.676 Ausbildungsverträge geschlossen wurden, sank diese Zahl in 1994 auf 18.447, das entspricht einem Rückgang von über 25%. Hierbei fällt auf, dass in den alten Ländern der Schwund fast 30% betrug, während in den neuen Ländern etwa 6% der Ausbildungsplätze verschwanden. Verstärkt wird diese Tendenz durch die Privatisierung der Deutschen Post, Deutsche Telekom AG und Postbank AG. Der Vergleich der Ausbildungsplätze des Zeitraumes 1991 - 1994 bringt folgende Zahlen: Bei der Bundespost verringerte sich die Zahl der Auszubildenden von 15.047 auf 3.680, die Telekom ließ die Zahlen von 5.974 auf 1.700 schrumpfen, die Postbank schaffte es sogar, sämtliche 959 Ausbildungsplätze verschwinden zu lassen. 

5.1.7 Die Konstellation 1995

Die versprochene Trendwende blieb 1995 allerdings aus. Die Wirtschaft hat im Westen sogar das Ausbildungsplatzangebot um 48.400 Stellen, denen entsprechen 8,6%, reduziert (BIBB 1996). Im Osten hingegen konnten Betriebe und Verwaltungen die Ausbildungsplätze um 5.500 Stellen (6,3%) leicht erhöhen. Insgesamt wurden 1995 somit 573.000 Ausbildungsverträge geschlossen. Hinzu kommen noch etwa 14.500 Ausbildungsverträge mit außerbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen. Trotzdem waren im Oktober 1995 bei den Arbeitsämtern bundesweit noch immer 25.100 Jugendliche ohne Ausbildungsstelle registriert, davon 5.600 im Osten und 19.500 im Westen. Somit konnten nicht alle Ausbildungsplatzbewerber zum Ausbildungsbeginn 1995 auf einen Ausbildungsplatz vermittelt werden. Noch nie waren zum gesetzlichen Stichtag 30. September so viele junge Menschen ohne jegliche berufliche Perspektive, denn zur Steigerung der Attraktivität eines Ausbildungsganges ist die Tatsache zu beachten, dass auch nach der Ausbildung und somit nach bestandener Prüfung die Übernahme in eine der Ausbildung entsprechende Tätigkeit zu erfolgen hat. Jedoch lohnt sich auch ein Blick über die offizielle Statistik hinaus. Hier fällt auf, dass viele Jugendliche, vor allem im Osten, ihren ursprünglichen Berufswunsch zunächst aufgegeben haben und nun im Schulbereich "parken", andere Maßnahmen als "Warteschleife" nutzen oder schlicht mit dem Vermerk "anderweitig verblieben" aus der Berufsberatungsstatistik ausgeschieden sind. Auf diese Art verschwanden etwa 110.500 Jugendliche aus der Statistik. Rechnet man nun die Outsider (25.100) und die nicht konkret genannte Anzahl der in Schulen "Verschobenen" sowie die Ende September 1995 gezählten 108.000 Arbeitslose unter 20 Jahren zusammen, dann sind es annähernd 190.000 Jugendliche, die aktiv aber vergeblich sich um einen Ausbildungsplatz bemühten. Diese Zahl jedoch erscheint in keiner Bilanz. Zur Lösung der Probleme allerdings ist es notwendig, so der DGB, eine ehrliche Ausbildungsbilanz zu erstellen, die alle notwendigen Erkenntnisse zusammenfasst und transparent erscheinen lässt (DGB 1996). Deprimierend ist, dass in 55 Arbeitsamtsbezirken (1994: 23) die Ausbildungsnachfrage das Angebot übertraf. Für das kommende Jahr rechnet Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers mit einem Bedarf von 620.000 Ausbildungsstellen, 1997 sogar 630.000. Ob diese Zahlen allerdings erreicht werden, bezweifelt der Hauptausschuss des BIBB. Auch die Auffassung Rüttgers, 1995 sei endlich eine Trendwende erfolgt, wird in Frage gestellt. Weiterhin kritisiert der Hauptausschuss in seiner Stellungnahme das Versprechen der Arbeitgeberverbände, die Anzahl der Ausbildungsplätze um 10% zu steigern. Tatsächlich war bundesweit nur ein Plus von 1,6% zu verzeichnen. Dies kam auch nur daher zustande, dass die bestehenden Ausbildungsverträge der Deutschen Post nach deren Privatisierung erstmals in die Verzeichnisse der Industrie- und Handelskammer aufgenommen wurden. Besorgniserregend ist zudem die ungebremste Abkoppelung des Ausbildungssystems vom Beschäftigungssystem. Nach einer Studie der IG Metall bei 21 Großunternehmen haben seit 1993 diese Betriebe ihre Belegschaft um insgesamt 10,6% abgebaut, die Zahl der Ausbildungsplätze hingegen reduzierte sich um 25,3% (BIBB 1996). Demnach liegt die Vermutung nahe, dass sich an der Ausbildungssituation im Jahr 1996 wenig verändert. 

5.1.8 Die Zahlen 1996

Tatsächlich ist die Entwicklung weiterhin unbefriedigend (BIBB 1997). Vor allem im Osten reicht die Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze nicht aus, um allen ausbildungswilligen Jugendlichen ein entsprechendes zufriedenstellendes und auswahlfähiges Angebot zu unterbreiten. Es wurde zwar die Ausbildungsoffensive "Zukunftsinitiative Ost" gestartet, jedoch reichte angesichts der sich stärker steigenden Nachfrage das Angebot der Ausbildungsbetriebe nicht aus. Somit ist weiterhin ein regionaler Unterschied ersichtlich. Erschwerend kommt hinzu, dass sich das Ausbildungs- und Beschäftigungssystem verstärkt auseinander entwickelt. Besonders deutlich wird dies am Beispiel der dualen Ausbildung. Der Schwerpunkt liegt hierbei beim produzierenden Gewerbe, obwohl seit Beginn der 90er Jahre gerade in diesen Branchen deutlich mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze verloren gingen als im Dienstleistungssektor. Die Folge ist ein nicht unerhebliches Risiko beim Übergang in ein festes Arbeitsverhältnis nach erfolgreicher Beendigung der Ausbildung in einem gewerblich-technischen Beruf. Interessant ist die Auffassung der Gruppe der Beauftragten der Arbeitgeber im Hauptausschuss. "In Deutschland konnte auch 1996 nahezu jedem jungen Menschen, der eine Ausbildungsstelle nachfragte und ausbildungsfähig war, ein Ausbildungsangebot gemacht werden. So blieben in den alten Ländern fast 34.000 Ausbildungsplätze unbesetzt und nahezu 25.000 Bewerber zunächst ohne Ausbildungsplatz. In einzelnen Regionen und Ausbildungsberufen, aber auch in vielen Unternehmen jedweder Größenklasse wurde dennoch die Erfahrung gemacht, dass Bewerber fehlten, dass bei nicht wenigen Bewerbern ihre schulische und soziale Vorbildung für eine erfolgreiche Ausbildung nicht ausreichend war, oder dass Ausbildungsplatzbewerber Ausbildungsverträge horteten. Zu Beginn des Ausbildungsjahres wurden Tausende von Ausbildungsverhältnisse ohne Begründung nicht angetreten. Dieses Verhalten minderte die Chancen von noch nicht versorgten Ausbildungsplatzbewerbern und verhinderte häufig die Besetzung der angebotenen Ausbildungsplätze, denn kurzfristige Nachbesetzungen waren vielfach nicht mehr möglich." (Minderheitsvotum der Gruppe der Beauftragten der Arbeitgeber zum Entwurf des Berufsbildungsberichtes 1997, in: Berufsbildungsbericht 1997 S. 17). Durch dieses Zitat wird deutlich, dass die Arbeitgeber durch polemisierende Aussagen sich zu verteidigen versuchen. Die versprochene Schaffung von 10% neuer Ausbildungsplätze konnte weder in 1995 noch in 1996 realisiert werden. Tatsächlich wurden die Ausbildungsplätze nur um 1,2% gesteigert. Auch der Vorwurf des Mangels an schulischer und sozialer Vorbildung ist zurückzuweisen. Vielmehr sind die Anforderungen der Arbeitgeber an die Auszubildenden zu hinterfragen, auch ob diese Profile noch zeitgemäß sind. Insgesamt gesehen ist die Wahrnehmung des Grundrechts der freien Wahl des Ausbildungsplatzes auch 1996 nicht möglich. Die Arbeitgeber haben versäumt, ihr Möglichstes zu versuchen, neue und zukunftssichere Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu schaffen und zu gestalten. Auch die Politik hat es nicht geschafft, im Konsens mit den Sozialpartnern die notwendige Modernisierung und Neuschaffung von Berufsbildern abzuschließen geschweige denn voran zu treiben. Alles in allem gab es 1996 insgesamt weniger gemeldete Ausbildungsstellen als Bewerber. Somit ist das Verhältnis von Angebot und Nachfrage erstmals seit 10 Jahren negativ, also auch das schlechteste. Da hilft auch kein Schönreden durch die Arbeitgebervertreter. Die Wirtschaft hat es versäumt, die Initiativen der Bundesregierung und der Arbeitnehmerverbände aufzugreifen und ihren Beitrag an der Sicherung und Weiterqualifizierung von jungen Erwachsenen zu leisten. 
5.2 Finanzierung der Berufsbildung

Das Behandeln und Analysieren der Ausbildungssituation ist ohne Klärung der Frage nach der Finanzierung nicht möglich. Der Staat hat unter anderem die Möglichkeit, auf die absehbaren Entwicklungen antizipativ-prophylaktisch einzuwirken. Der Staat kann Anreize schaffen, die Unternehmen ermutigen, vermehrt Ausbildungsplätze anzubieten. Nicht zuletzt vertritt die Bundesregierung immer wieder die These, dass in unserem Land die Qualifikation der wichtigste Produktionsfaktor ist, zumal wir nicht gerade reich mit Rohstoffen gesegnet sind (vgl. BIBB 1990). Bei näherer Betrachtung der Finanzpolitik ist diese These allerdings nur schwer haltbar, denn im politischen Handeln gilt diese Behauptung anscheinend nicht viel. Die duale Ausbildung, um die wir vom Ausland immer noch beneidet werden, ist eher als konsumtiver Posten auf der Ausgabenseite verbucht. Hier wäre eine positive Wertung in Form einer Investition in die Zukunft durchaus angebracht und auch der tatsächlichen Bedeutung entsprechend. Deutlich wird dies bei der betrieblichen Berufsbildung. Immer wieder wird eine Sonderabgabe der Unternehmen zu dieser Finanzierung abgelehnt (Umlagefinanzierung, Ausbildungsabgabe) gleichzeitig verweigert die Bundesregierung die Bereitstellung entsprechender Mittel. Umso unverständlicher ist dieses Verhalten, wenn andererseits sich die Bundesregierung bei der Förderung von Sachinvestitionen und technischen Innovationen engagiert. Hierzu sei folgendes Beispiel erwähnt: Im Zeitraum von 1972 - 1987 wurde zur Umsetzung neuer Technologien in der Berufsausbildung 55,5 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Die Technologien hingegen selbst schlugen mit Milliardenbeträgen zu Buche. Somit ist die Berufsausbildung mit Sicherheit kein erstrangiger Standortfaktor, womit der These der Bundesregierung widersprochen ist. Durch die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten am 03. Oktober 1990 haben sich die Probleme bei der finanziellen Gestaltung der beruflichen Ausbildung nicht gebessert. Das Bundesbildungsministerium schuf zwar ein Sonderprogramm, das allerdings im Bundeshaushalt keine Mittel fand. Im nicht genehmigten Haushalt der ehemaligen DDR hingegen wurden noch 100 Millionen DM vorgesehen, der noch benötigte Rest zur Sicherung der betrieblichen Berufsausbildung, für den nach §40 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) nun die Bundesanstalt für Arbeit zuständig ist, voll finanziert werden muss. Bundesminister Möllemann, der zur damaligen Zeit im Amt war, konnte allerdings angesichts der ohnedies schon angespannten Lage des Haushaltes, keine weiteren Mittel im Bundesetat durchsetzen. Alle Verhandlungspartner - Bund, Länder sowie die Arbeitgeberseite als auch die Arbeitnehmervertretungen - sind sich einig, dass finanzielle Maßnahmen zu treffen sind, um eine angemessene und auch aussichtsreiche betriebliche Ausbildung zu garantieren. Selbst der DGB kann es nicht lassen, der Bundesregierung Vorschläge zu unterbreiten, wie Gelder neu aufgebaut werden können (DGB 1993). Die größte Arbeitnehmerorganisation schlägt vor, diejenigen West-Betriebe, die nicht ausbilden, mit einer Solidaritätsabgabe, bezogen auf einen nicht näher genannten Prozentwert der Brutto-Lohn- und Gehaltssumme, zu belasten, um hiervon Ausbildungsplätze im Osten neu zu schaffen. Auch die Begründung für diese von der Arbeitgeberseite nicht aufgenommenen Maßnahme liefert der Gewerkschaftsbund nach. Zum einen profitieren die West-Betriebe von den Ostkräften durch etwa Pendler und Abwanderer, zum anderen bilden im Westen nur knapp ein Drittel der Mitglieder bei den Industrie- und Handelskammern selbst aus. Dies ist mit Sicherheit nicht nur ein Diskussions- und Verhandlungsangebot sondern tatsächlich eine Möglichkeit, Ausbildungsplätze zu schaffen. Denn in der Praxis hat sich diese Finanzierungsmöglichkeit beispielsweise im holzverarbeitenden Handwerk (Schreinereien, Tischlereien) schon bewährt. Dort entstand diese Initiative sogar aufgrund der Bemühungen der Arbeitgeber. Die Anzahl von Ausbildungsplätzen gerade im Osten ist - wie der vorherige Abschnitt zeigte - unbefriedigend. Der Hauptausschuss des BIBB machte deutlich, dass ein Ausgleich von Angebot und Nachfrage in den neuen Ländern nur über eine öffentliche Finanzierung von außerbetrieblichen Ausbildungsplätze ermöglicht werden konnte. Doch dafür mussten der Bund, die Länder und der Sozialfonds der Europäischen Union eine halbe Milliarde DM aufwenden (BIBB 1994). Allein die europäischen Mittel in diesem Fonds betrugen etwa die Hälfte. Diese gemeinsame Initiative fördert aber in erster Linie private Bildungseinrichtungen anstatt die betriebliche Ausbildung zu unterstützen. Somit ist offensichtlich eine Finanzierungsregelung notwendig, die betriebliche Ausbildungsplätze in auswahlfähiger und ausreichender Anzahl schafft. Ferner muss diese Finanzierung die Ausbildungsqualität, die zur Sicherung des Standortvorteils Deutschland beiträgt, gewährleisten und verbessern. Obendrein sollte diese Bezuschussung zur gleichmäßigen Kostenbelastung aller Betriebe beitragen, um dadurch Wettbewerbsverzerrungen zwischen ausbildenden und nichtausbildenden Betrieben auszugleichen. Sodann ist eine Regelung sinnvoll, um die duale Ausbildung unabhängig von wirtschaftlichen Bedingungen zu sichern sowie konjunkturelle, sektorale und regionale Unterschiede aufzuheben. Ein weiterer Grund für die Schaffung eines Finanzierungssystems liegt in der Tatsache begründet, dass derzeit etwa nur ein Viertel der deutschen Unternehmen und Verwaltungen sich an den Kosten für die betriebliche Ausbildung beteiligen. Der Staat muss also immer tiefer in die schon leeren Taschen greifen, um Aufgaben zu erledigen, die eigentlich die Arbeitgeber bewerkstelligen sollten. Unter diesem Aspekt ist sicher einleuchtend, dass sich immer mehr Unternehmen aus der Ausbildungsverantwortung zurückziehen, da durch die entstehenden Ausbildungskosten die augenblickliche Wettbewerbsfähigkeit im nationalen wie auch internationalen Vergleich leidet. Diese Kluft zwischen ausbildenden und nichtausbildenden Betriebe zu schließen muss eine der Hauptaufgaben eines Finanzierungssystems sein. Weiterhin haben alle Verhandlungspartner dafür Sorge zu tragen, dass die Sicherung von quantitativ und qualitativ ausreichenden Ausbildungsangeboten an vorderster Stelle steht. Denn Aufwendungen für Bildung, sei es nun von den privaten oder öffentlichen Unternehmen aufzubringen, sind mittelfristige Investitionen in das Humankapital zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Qualität des Standortes Deutschland und im Zuge der Globalisierung auch Europas. Dennoch trägt die Wirtschaft die Hauptverantwortung für die Berufsausbildung im dualen System (BIBB 1997). Fast drei Viertel der Schulabgänger nutzen die Qualifikationsmöglichkeiten auf diesem Wege. Da allerdings zunehmend der Staat in das von der Wirtschaft aufgerissene Loch springen muss, wird das duale System ausgehöhlt und in seiner Gesamtheit auch in Frage gestellt. Es ist weiterhin und unverändert eines der vordringlichsten Aufgaben der Wirtschaft, ein quantitatives Ausbildungsangebot zu schaffen und zu gewährleisten. Der Hauptausschuss des BIBB weist in diesem Zusammenhang nochmals auf die geforderten Initiativen zur Schaffung von steuerlichen Anreizen hin, die bereits im Berufsbildungsbericht 1996 der Bundesregierung vorgetragen wurden. Unverändert jedoch ist die Auffassung, dass im Osten die Lage derart angespannt und ungenügend ist, dass eine weitere öffentliche Finanzierung betrieblicher und außerbetrieblicher Berufsausbildung dringend notwendig ist, um eine zusätzliche Wartezeit im Interesse der vom Ausbildungsplatzmangel betroffenen Jugendlichen zu überbrücken. Erschwert wird diese Finanzierung durch die gegenwärtige Konjunkturkrise. Denn der Anteil der Bildungsausgaben an den Staatsausgaben ist nicht nach ökonomischen Gesichtspunkten bestimmt, sondern wird im Rahmen von Verteilungsentscheidungen definiert. Wenn also eine Verringerung des Anteils der Bildungsausgaben an dem Staatshaushalt auf der Tagesordnung der Politik steht, dann handelt es sich weniger um ökonomische Zwänge, sondern - und das ist viel bedenklicher - um gesellschaftspolitische Entscheidungen (Richter 1993).

5.3 Stellenwert des Berufsschulunterrichts

Ohne Frage ist in der ganzen Diskussion über die Finanzierung der Ausbildung auch das Wegdenken der Berufsschule samt ihrer Aufgaben und Auswirkungen auf die überbetriebliche Qualifikation unmöglich. Die Berufsschule muss ein gleichberechtigter Partner im dualen System bei der Qualifizierung von jungen Erwachsenen sein und auch künftig bleiben. Es ist auch definitiv angebracht, die schulische Ausbildung im Rahmen der Bildungspolitik zu festigen, um die Situation an den Berufsschulen zu verbessern, indem einem absehbaren Lehrermangel entgegengewirkt wird, aber auch durch Ausrichtung des Unterrichts an die sich ständig ändernde Berufswelt. Sicher ist dies ohne eine entsprechende Lehrerfort- und weiterbildung nur schwerlich umzusetzen, zumal die Weiterbildung der Lehrkräfte eine persönliche Bereitschaft der Betroffenen verlangt, denn diese geschieht aufgrund des Beamtenstatus nur auf freiwilliger Basis. Als Ergänzung zur betrieblichen Ausbildung ist auf die Berufsschule nicht mehr zu verzichten. Diese sorgt durch ein breitgefächertes Spektrum des Lehrplanes auch für ein branchen- und betriebsspezifisches Übergreifen der Produktionsmethoden oder im kaufmännischen Bereichen der Verkaufsstrategien. Dadurch kann die Berufsschule losgelöst von eventuellen Zwängen gewisser Unternehmensphilosophien neutraler Wissen vermitteln, als dies in einer vorgedachten und vorgelebten Struktur einer Unternehmenskultur möglich ist. Auch ermöglicht die Berufsschule durch die allgemeine Ausbildung ein größeres Tätigkeitsspektrum als dies eine spezielle betriebliche Anleitung erlaubt. Die Schule stellt ein wichtiger Partner der dualen Ausbildung dar. Sie kann dieser Aufgabe nur gerecht werden, wenn auch die materiellen und zeitlichen Arbeitsmöglichkeiten dem ständigen Wandel angepasst werden. Es gibt zwar einzelne hervorragend ausgestattete und arbeitende Berufsschulen, jedoch sind die technischen Einrichtungen und die personellen Ausstattungen an vielen Schulen nicht mehr zeitgemäß und somit mangelhaft. Die beruflichen Schulen entsprechen nicht mehr den Anforderungen eines modernen Unterrichts. Die Lehrpläne, Lehrmittel und selbstverständlich auch die Lehrmethoden müssen einerseits die wachsenden Qualifikationsanforderungen erfüllen, andererseits die veränderten Lebensbedingungen und Lernmöglichkeiten der Jugendlichen mit einbeziehen. Denn selbst in den Betrieben werden zunehmend neue Lehr- und Lernmethoden praktiziert, durch die die Auszubildenden stärker zum selbständigen, problembewussten und kooperativen Arbeiten angehalten werden. Es zeigt sich, dass die Lernorganisation in den Berufsschulen nicht mehr zeitgemäß ist. Selbstgesteuertes Lernen, Einheit von Theorie und Praxis, Gruppenarbeit und Teamteaching kommen viel zu kurz. Notwendige Lerninhalte werden nicht hinreichend abgesichert. So haben zum Beispiel Bund und Länder bisher keine Einigung über Fremdsprachenunterricht als Pflichtfach erzielen können, obwohl dies im Hinblick auf Europa und das stetige Zusammenwachsen der Märkte unverzichtbar ist. Im Berufsbildungsbericht wird hierfür zwar eine Absichtserklärung abgegeben, ob dies aber ausreicht ist angesichts des seit Jahren zur Klärung anstehenden Sachverhaltes allerdings fraglich. Ein weiteres Beispiel: Computergestützter Unterricht wird nur in geringem Umfang angeboten, obwohl künftig mindestens jeder zweite Arbeitsplatz in Deutschland Bildschirmarbeit voraussetzt. Die Berufsschulen sind gut beraten, wenn sie diesen Entwicklungen durch eine pädagogisch-innovative Unterrichtsgestaltung Rechnung tragen. Dabei stehen die fünf neuen Bundesländer vor besonders schwierigen Aufgaben. Die Herauslösung der rund 720 Berufsschulen aus der betrieblichen Verantwortung zum 01.09.1990 und deren Überführung in die kommunale Trägerschaft machen ein umfassendes Investitions- und Weiterbildungsprogramm für die Berufsschulen notwendig. Dazu bieten sich Mittel des Fonds "Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost" an. Mit diesen Geldern kann die schulische Entwicklungsplanung in den neuen Ländern auch auf den Bereich der Berufsschule ausgeweitet werden (BIBB 1992). Bei aller Fürsorge für den östlichen Teil des Landes dürfen die Probleme im Westen nicht nach hinten rücken. Die Berufsschule hat im dualen System die Aufgabe, junge Menschen so zu fördern, dass sie befähigt werden, durch berufliche und gesellschaftliche Kompetenz Arbeit, Technik und Gesellschaft in sozialer Verantwortung mit gestalten zu können. Dazu gehört eine breitgefächerte und qualitativ gute Berufsausbildung genauso wie die Entwicklung und Vermittlung allgemeiner und politischer Bildung. Unverständlich ist daher der Hinweis auf eine Verschlankung des Berufsschulunterrichts, wie es von dem BMBF empfohlen wird. Der Hauptausschuss des BIBB schreibt hierzu in seiner Stellungnahme zum Berufsbildungsbericht 1996 wie folgt: "Die Aufforderung der Bundesregierung an die Länder, durch betriebsfreundliche zeitliche Organisation des Berufsschulunterrichts die im Betrieb effektiv nutzbare Ausbildungszeit zu vergrößern, ......, bewirkt das Gegenteil dessen, was die Berufsschule jetzt und in Zukunft leisten soll, nämlich als eigenständiger Lernort allgemeine und berufliche Lerninhalte unter Berücksichtigung der Anforderungen der Berufsausbildung zu vermitteln" (BIBB 1996). Selbst der DGB als Arbeitnehmervertreter und die Bundesvereinigung der Deutsche Arbeitgeberverbände (BDA) setzen sich eine breite und qualitativ hochwertige Berufsausbildung als Ziel, indem sie Vorschläge zur Verbesserung der Berufsschule als zweite Säule des Systems der dualen Berufsausbildung ausarbeiten. Aufgrund dieser Zielsetzung kann die Berufsschule nicht nur theoretische Grundlagen des Berufsbildes vermitteln, sie muss vielmehr auch die Allgemeinbildung weiterführen. Jedoch stellt sich hier die berechtigte Frage, wie die Berufsschule dieser Forderung gerecht werden kann, wenn gleichzeitig das BMBF im Berufsbildungsbericht 1996 sich als Ziel setzt, die "Lehrlinge während eines größeren Teils ihrer Ausbildung an vier vollen Tagen pro Woche im Betrieb" zu qualifizieren (BIBB 1996). Mit dieser Aussage widerspricht sich die Bundesregierung selbst. Einerseits fordert sie die Herstellung der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung sowie die Gleichberechtigung von allgemeinem und fachbezogenem Fremdsprachenunterricht, andererseits wird nur maximal ein Tag pro Woche der Berufsschule zur Erfüllung dieser Aufgaben zugestanden. Vermehrt werden Stimmen laut, die von einer ausbildungshemmenden Wirkung des Berufsschulunterrichts sprechen. Dem kann der Hauptausschuss nicht zustimmen. Gerade mittelständische Betriebe benötigen für die Erfüllung ihrer Ausbildungsaufgaben die Unterstützung der Berufsschule (BIBB 1997). Dies kann selbstverständlich nur in einem überschaubaren und angemessenen Zeitrahmen geschehen. Dazu schlägt der Hauptausschuss vor, von dem bisherigen eher traditionellen Teilzeitunterricht abzuweichen und auf Blockunterricht zurückzugreifen oder andere Modelle mit wechselnden Unterrichtszeiten pro Woche zu schaffen. Doch abgesehen davon steckt die Berufsschule in einer Krise. Die Berufsschulzeiten werden reduziert, Lehrerstellen werden eingespart, und die Mittelreduzierungen der räumlichen und sachlichen Ausstattung sind hinsichtlich der Lehrstellensituation besonders abträglich. Sollten die Betriebe tatsächlich in den folgenden Jahren ihr Ausbildungsstellenkontingent erhöhen, was wünschenswert ist, so kann die Berufsschule ihrer Aufgabe nur sehr mühsam gerecht werden. Erschwert wird diese Problematik durch die pauschale Kritik der Arbeitgeber, die eine fehlende Ausbildungsreife der Jugendlichen beklagen und die schulische Vorbildung der Ausbildungsbewerber monieren. Ohne Zweifel kann es nicht Aufgabe der Ausbildungsbetriebe sein, fehlende Qualifikationen durch die allgemeinbildenden Schulen auszugleichen. Aber wenn von der Arbeitgeberseite Missstände im Lesen, Schreiben und Rechnen beanstandet werden, gleichzeitig aber auch kürzere Berufsschulzeiten und die Streichung des zweiten Berufsschultages gefordert werden, kann es sich bei der Kritik an der Schule nicht um ernsthafte Vorwürfe handeln, vielmehr scheint man durch die Suche nach Sündenböcken vom eigenen Fehlverhalten ablenken zu wollen (BIBB 1997). Nach Auffassung des Hauptausschusses diskriminiert die pauschale Behauptung, die allgemeinbildenden Schulen vermittle keine ausreichende Ausbildungsreife, das gesamte allgemeinbildende Schulwesen. Schließlich kann man der Schule nicht die Schuld zuweisen, dass bundesweit über 100.000 Ausbildungsstellen verschwanden, und für den daraus entstandenen gravierenden Ausbildungsstellenmangel in Deutschland verantwortlich machen. 

5.4 Modernisierung der dualen Berufsausbildung durch Lernortkooperation

Es ist offensichtlich, dass unser System der dualen Berufsausbildung Innovationen benötigt. Die Zeit ist in den vergangenen Jahrzehnten nicht nur bei den technologischen Entwicklungen vorangeschritten, sondern auch im Bereich der Bildung ergaben sich neue pädagogische und didaktische Ansätze. Viele Berufsbilder stammen noch aus der Zeit der siebziger Jahre. Diese Ausbildungsverordnungen sind zu überarbeiten und zeitgemäß zu gestalten. Gerade der Einzug des Computers in das Berufsleben, ohne den viele Tätigkeiten sich derzeit kaum in der vorgegebenen Zeit bewältigen ließen, findet in den Berichtsheften und Ausbildungsverordnungen selten Berücksichtigung. Die Überarbeitung und Neugestaltung vieler Ausbildungsberufe ist somit oberstes Gebot. Die duale Ausbildung verbindet verschiedene Lernorte mit gezielten Aufgabengebieten. Zum einen ist dies die betriebliche Ausbildung, die den Praxisteil erfüllt, andererseits die berufsschuliche Ausbildung, die verstärkt den theoretischen Teil und die allgemeine Bildung zu vermitteln hat. Im dualen System der Berufsausbildung erfolgt die Ausbildung somit an unterschiedlichen Lernorten, die zur Erreichung des gemeinsamen Ausbildungsziels aufeinander angewiesen sind. Die Lernorte Betrieb (einschließlich ergänzender überbetrieblicher Ausbildung) und Berufsschule müssen künftig miteinander kooperieren, um den Ausbildungserfolg zu gewährleisten. Wie Erfahrungen zeigen, führt eine gute Kooperation auch zur Effizienzsteigerung. Die Kooperation der Lernorte kann sich beziehen auf inhaltliche, organisatorische und pädagogische Fragen. Ziel der Ausbildung ist die Vermittlung von Handlungskompetenz, wozu die Lernorte auf ihre eigene Weise beitragen. Die Kenntnis der Bedingungsfaktoren des jeweils anderen Lernortes ist für Ausbilder und Lehrer wesentlich. In Abhängigkeit vom Ausbildungsberuf sowie den jeweiligen konkreten Bedingungen vor Ort ergeben sich unterschiedliche Anforderungen und Formen der Zusammenarbeit, ein einheitliches Muster für Lernortkooperation gibt es nicht. Dieser Zusammenarbeit kommt zur Bewältigung der Anforderungen in der beruflichen Bildung besondere Bedeutung zu. Die enge Zusammenarbeit der beteiligten Lernorte trägt zur Sicherung einer modernen und zukunftsträchtigen Ausbildung bei. Insbesondere handelt es sich dabei um folgende Gesichtspunkte: Auszubildende werden an den einzelnen Lernorten mit unterschiedlichen Anforderungen und Lernsituationen konfrontiert. Sie entwickeln dabei über Lernprozesse berufliche Handlungskompetenz. Diese Lernprozesse müssen von den beteiligten Ausbildern und Berufsschullehrern initiiert, begleitet und wirksam unterstützt werden. Ausbilder und Lehrer können diese Hilfestellungen dann besser geben, wenn sie entsprechende Informationen und Kenntnisse über den anderen Lernort haben. In der beruflichen Bildung verändern sich die Ausbildungsziele und -inhalte, was insbesondere in der Neuordnung von Ausbildungsberufen zum Ausdruck kommt. Zur Erreichung dieser Ziele sind an den einzelnen Lernorten ganzheitliche und handlungsorientierte Lehr- und Lernkonzepte erforderlich. Durch eine Zusammenarbeit der Lernorte kann die Gestaltung entsprechender Konzepte und die Verbesserung der Ausbildung wirksam gefördert werden. Wechselseitige didaktisch-methodische Innovationen in Betrieb und Berufsschule werden hierdurch begünstigt. Die neuen Anforderungen in der beruflichen Bildung führen zu verstärkten Bezügen zwischen den Lernorten. Insbesondere durch die steigende Nutzung der Informations- und Kommunikationstechniken in den bestehenden und neuen Berufen ergibt sich eine wachsende Notwendigkeit zur Kooperation in der Vermittlung beruflicher Fertigkeiten, Fähigkeiten, Kenntnisse und Verhaltensweisen in und zwischen den Berufen. Dadurch erhöhen sich auch die Berührungspunkte beider Lernorte. Betrieb einschließlich der ergänzenden überbetrieblichen Ausbildung sowie Berufsschule können Konzepte zur Verbesserung der Ausbildungsqualität sowie zur Differenzierung und Individualisierung der Ausbildung entwickeln. Durch eine bessere Lernortkooperation können die an den Lernorten vorhandenen Ressourcen besser genutzt und womöglich zusätzliche Ausbildungskapazitäten geschaffen werden (BIBB 1996). Wie aus aktuellen Erhebungen zur Lernortkooperation hervorgeht, verläuft die Gemeinschaftsarbeit zwischen Berufsschulen, Betrieben und ergänzender überbetrieblicher Ausbildung nicht einheitlich, je nach vorliegenden Voraussetzungen und handelnden Personen haben sich unterschiedliche Vorgehensweisen und Intensitäten der Zusammenarbeit herausgebildet. Hierbei spielen der zugrundeliegende Ausbildungsberuf, die Größe des Ausbildungsbetriebes sowie die Klassenstruktur in der Berufsschule eine besondere Rolle. Insgesamt ist zur Kennzeichnung der bisherigen Praxis der Lernortkooperation auf folgende Aspekte hinzuweisen: Die Kooperation zwischen den Lernorten erfolgt überwiegend zur Klärung aktueller Fragen, meist hinsichtlich der schulischen Leistungen und Häufigkeiten der Teilnahme am Berufsschulunterricht der Auszubildenden und zur Bewältigung auftretender Schwierigkeiten im Ausbildungsprozess. Eine planende, präventive Strategie, in der inhaltliche, organisatorische oder didaktisch-methodische Fragen eine Rolle spielen, kommt noch selten vor. Die Kooperation der Lernorte ist in der Praxis überwiegend durch individuelle Kontakte geprägt. Organisierte Formen der Zusammenarbeit in lernortübergreifenden Gremien und Arbeitskreisen finden dagegen selten statt. Eine beträchtliche Mehrheit der Auszubildenden bemängelt die unzureichende inhaltliche und organisatorische Abstimmung zwischen Betrieb und Schule. Insbesondere muss die zeitliche Koordinierung der Vermittlung von Ausbildungsinhalten verbessert werden. Ausbilder und Berufsschullehrer sind häufig nur unzureichend über den anderen Lernort informiert. Obwohl sie mehrheitlich einen Ausbau der Zusammenarbeit mit den anderen Lernorten wünschen und eine Vielzahl möglicher Formen zur Intensivierung der Kooperation in Selbstorganisation für sinnvoll halten, bestehen zugleich die klassischen Vorurteile gegenüber dem anderen Lernort fort (Kooperationspartner hat zuwenig Zeit; Lehrer sind telefonisch schwer zu erreichen; Lehrer kennen den betrieblichen Ablauf zu wenig; Ausbilder interessieren sich nicht für schulische Belange). Dabei werden allerdings generelle Vorgaben zur Gestaltung der Kooperation als einengend empfunden. In der Berufsbildungspraxis gibt es Beispiele einer besonders intensiven Zusammenarbeit zwischen den Lernorten, die verallgemeinerungsfähig sind und beim BIBB abgefragt werden können. Um den zukünftigen Erfordernissen in der beruflichen Bildung zu entsprechen, sollten die bisherigen Ansätze und Vorgehensweisen zur Lernortkooperation weiterentwickelt und ausgebaut werden. Anzustreben ist sowohl eine Verbesserung der Organisation der Berufsausbildung an den einzelnen Bereichen, insbesondere zur Optimierung der Anwesenheitszeiten der Auszubildenden im Betrieb, als auch die Sicherung einer Kommunikation zwischen Ausbildern und Berufsschullehrern. Dabei ist zu beachten, dass die Lernortkooperation in der Praxis des dualen Systems keinem einheitlichen Muster folgen kann, sondern auf die spezifischen Gegebenheiten vor Ort abgestellt sein muss. Die Kooperation ist von Ausbildern und Lehrern vor dem Hintergrund der jeweiligen besonderen Bedingungen gemeinsam zu entwickeln. Hierzu sollten an den einzelnen Lernorten entsprechende kooperationsfördernde Voraussetzungen geschaffen werden. Darüber hinaus sollten Ausbilder und Lehrer in der Weiterentwicklung ihrer Zusammenarbeit durch zuständige Stellen, Schulträger, Schulaufsicht und Berufsbildungsforschung und -politik gestützt und gefördert werden. Hier ist an die Entwicklung, Erprobung und Bereitstellung von didaktischen Hilfen und Elementen zu denken, die lernortübergreifende Sicht- und Vorgehensweisen fördern. Vor Ort sollten im Rahmen eines Ausbaus der Lernortkooperation insbesondere die folgenden Möglichkeiten verstärkt genutzt werden: Ein kontinuierlicher Informationsaustausch zwischen Ausbildern und Berufsschullehrern im Hinblick auf organisatorische und didaktisch-methodische Fragen kann durch die Einrichtung von gemeinsamen Arbeitskreisen für Ausbilder und Berufsschullehrer verbessert werden. Hierzu bietet sich auch die Beteiligung von Berufsschullehrern an bereits bestehenden Ausbilderarbeitskreisen an. Solche Arbeitskreise können als Forum zum Austausch über aktuelle Fragen und Probleme an den Lernorten, zur Abstimmung von Vorgehensweisen und zur Planung gemeinsamer Aktivitäten dienen. Zur Vertiefung didaktisch-methodischer Aspekte der Zusammenarbeit bietet sich insbesondere die Durchführung gemeinsamer Ausbildungsprojekte an, die Konzeption für solche Projekte wird von den beteiligten Lernorten gemeinsam entwickelt. Zum Aufbau gemeinsamer Orientierungslinien und zum Abbau eventuell bestehender gegenseitiger Vorurteile ist die Teilnahme von Ausbildern und Lehrern an gemeinsamen Weiterbildungsveranstaltungen geeignet. Bei spezifischen Weiterbildungsangeboten für Ausbilder bzw. für Lehrer sollten Anbieter von Weiterbildungsveranstaltungen prüfen, inwieweit eine verstärkte Öffnung für den jeweils anderen Bereich sinnvoll wäre. Die Landesausschüsse für Berufsbildung, die Berufsbildungs- und Prüfungsausschüsse der zuständigen Stellen sowie die Schulkonferenzen sollten für Fragen der Lernortkooperation intensiver genutzt werden. Die Teilnahme von Berufsschullehrern an betrieblichen Praktika ist eine sinnvolle Möglichkeit zur Aktualisierung der Kenntnisse über betriebliche Abläufe und Verfahrensweisen. Außerdem können dadurch die Kontakte zu betrieblichen Ausbildern ausgeweitet und verbessert werden. Zur Gewährleistung der Praxisnähe des Berufsschulunterrichts und zur Intensivierung der Kontakte zwischen den Lernorten bietet sich auch die Einbeziehung von Praktikern zu einzelnen im Unterricht zu behandelnden Themen an. Dies setzt voraus, dass alle an der Berufsausbildung beteiligten Parteien, insbesondere die Vertreter der Lernorte sich gegenseitig öffnen und gegenüber Argumente und Einstellungen der jeweils anderen Seite zugänglich sind. 

5.5 Qualitätssicherung durch kontinuierliche Weiterbildung

Unbestritten ist die Tatsache, dass sich die Berufswelt permanent verändert. Es entstehen neue Wirtschaftsbereiche, neue Berufe, neue Qualifikationen. Ein Ausbildungsberuf kann heute kein statisches Qualifikationsprofil sein. Immer kürzere Verfalldauern des Wissens (derzeit etwa 8 Jahre) und technische Innovationszyklen bringen rasche und fortlaufende Veränderungen der fachlichen Anforderungen und nahezu in allen Berufssparten mit sich. Die stetig zunehmende Differenzierung der Produkte und Dienstleistungsangebote in den diversen Branchen führt mehr als bisher zu unterschiedlichen Ausprägungen der Berufe. Unterschiedliche Formen und Entwicklungsstände beim Einsatz neuer Technologien sowie verschiedene Produktionsstrukturen und nicht zuletzt verschiedenartige Formen der Arbeitsorganisation in den Betrieben haben zunehmend differierende betriebsspezifische Anforderungen im gleichen Beruf zur Folge. Aufgrund der sich ständig wandelnden Qualifikationsanforderungen reicht die "Grundausbildung" in Schule, Beruf oder auch Studium schon seit längerer Zeit nicht mehr für das gesamte Berufsleben aus. Das Lernen im Arbeitsprozess sowie das selbstorganisierte Lernen innerhalb und außerhalb des Arbeitslebens gewinnen zunehmend an Bedeutung. Interaktive multimediale Lernsysteme, z.B. coumputer based training (CBT), eröffnen neue Möglichkeiten zur Weiterbildung, wobei nicht zu vergessen ist, dass die Verantwortung für die Weiterbildung, Fortbildung und Qualifikation in erster Linie bei den Betrieben und beim einzelnen liegt (vgl. BMBF 1997). Die Weiterbildung nimmt somit stetig an Bedeutung zu. Zumal in Deutschland mit Blick auf die demographischen Entwicklungen künftig weniger Berufsanfänger zur Verfügung stehen werden, um die von der Wirtschaft benötigten Innovationen umzusetzen. Die Qualifikation der Fachkräfte ist nach wie vor einer unserer wichtigsten Standortvorteilen. Somit ist die regelmäßige Weiterbildung nach der qualifizierten Erstausbildung während des Berufslebens für alle Beschäftigte unumgänglich. Nicht zu vergessen ist das Zusammenwachsen der europäischen Staaten. Wer sich im Wettbewerb am Arbeitsmarkt behaupten will, muss sich umfassender qualifizieren, um auch am europäischen Markt zu bestehen. Alleine die Aneignung berufsspezifischer Fremdsprachenkenntnisse ist in unserer auf Export ausgerichteten Wirtschaft unumgänglich. Dies bedingt, dass man nicht nur die berufliche Weiterqualifizierung vorantreiben muss sondern auch die allgemeine Weiterbildung. Doch wenn derzeit in immer noch sechs Bundesländern (den fünf neuen Ländern sowie Bayern) keine Bundesurlaubsgesetze gibt, die u.a. den Anspruch auf bezahlte Freistellung von der Arbeit zur Weiterbildung gewährleisten, so wirkt sich dies nicht nur auf die Beschäftigte negativ aus. Nicht gerade förderlich haben sich in diesem Zusammenhang die Kürzungen und Beschränkungen im Rahmen des AFG gezeigt. Die Zukunft wird zeigen, dass sich die Berufe und deren Qualifikationen sich einem zumindest europäischen Standard anpassen müssen, um den Markt transparent zu gestalten. Die Überlegungen gehen hier von einer gemeinschaftlichen Anerkennung von Zertifikaten aus, welche auch die tarifvertragsrechtlichen Ansprüche der europaweit anerkannten Qualifikationen aller Mitgliedsländer erfüllen. Jedoch ist zu bedenken, dass dadurch der Arbeitsmarkt durch Ausbildungsabschlüsse reguliert wird. Womöglich kann dies die gewünschte Mobilität der Bewerber einschränken oder sogar verhindern. Wenn für die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit ein Zertifikat benötigt wird, das wiederum erst durch neu zu schaffende unionsweite
 bürokratische Anerkennungsverfahren legitimiert werden kann, so ist leicht nachzuvollziehen, dass sich dieser Verwaltungsapparat eher hinderlich für eine europaweite freie und unmittelbare Berufswahl auswirkt. Die globalen Anforderungen verdeutlichen somit die Notwendigkeit, der Weiterbildung - sowohl in beruflicher als auch allgemeiner Hinsicht - besondere Aufmerksamkeit künftig zuzuwenden. Möglich wäre dies im Rahmen einer Institutionalisierung einer vierten Säule im Bildungssystem, die sich der Weiterbildung widmet. Bisher hat diese Systembildung noch nicht stattgefunden, wohl aber ist eine Expansion in den verschiedenen Bereichen der Weiterbildung und Arbeitsförderung feststellbar. Die betriebliche Weiterbildung mahnt zu Recht betriebliche Aufstiegsinteressen an. Die Arbeitsförderung hingegen sieht Arbeitsplatzerhaltung als primäre Aufgabe. Die allgemeine Erwachsenenbildung lebt somit ein Schattendasein, das sprachliche und schöngeistige Schwerpunkte in den Vordergrund stellt (Richter 1994). Die Weiterbildung als Arbeitsförderung ist bereits in das Europäische Sozialrecht mit einbezogen; bei der betrieblichen Weiterbildung ist eine solche Einbeziehung sicher absehbar, denn sie beeinflusst den Wettbewerb innerhalb der Europäischen Gemeinschaft. Aus dieser Erkenntnis gewinnt die qualifizierte und qualifizierende Weiterbildung eine immer größere Bedeutung. Anpassung der Qualifikation, berufliche Fort- und Weiterbildung sind also wichtige Instrumente, um das Arbeitsplatzrisiko zu minimieren. Kommen derzeit noch überwiegend höher Qualifizierte in den Genuss von Weiterbildungsmaßnahmen, so muss verstärkt dafür Sorge getragen werden, dass auch sogenannte Ungelernte und/oder Angelernte ein höheres Qualifizierungsniveau erlangen können. Daher ist eine Aufwertung der abschlussbezogenen Fort- und Weiterbildung notwendig. Dadurch kann eine Verwertung der erworbenen Qualifikationen unabhängig von den Zufälligkeiten eines einzelnen Unternehmens ermöglicht werden. Deshalb werden Weiterbildungsabschlüsse gebraucht, die zum einen auf einer gesetzlichen Grundlage bundesweit anerkannt sind, andererseits aber auch überbetriebliche Geltung haben und daher breitgefächerter und längerfristiger angelegt sein müssen. Zur Erreichung dieses Zieles muss allerdings ein flächendeckendes Angebot an Weiterbildungsmaßnahmen bereitgestellt werden. Und aus der Sicht der zu Qualifizierenden muss eine bundesweite gesetzliche Regelung zur Sicherung des finanziellen und zeitlichen Rahmens während der Teilnahme gefunden und ratifiziert werden.

6. Ausblick auf das Jahr 2000

In den folgenden Jahren wird sich zeigen, wie die neue Regierung ihre Versprechen umsetzen kann. Der Stand der Dinge ist, basierend auf den vorliegenden Zahlen des Berufsbildungsberichtes 1998, alles andere als ermutigend. Es wurden zwar erstmals seit Jahren wieder eine Zunahme der abgeschlossenen Ausbildungsverträge verzeichnet, gleichzeitig verbleiben 47.421 (23,3% mehr als im Vorjahr) Jugendliche zum Ende des Berichtsjahres unversorgt - das ist ein neuer Negativrekord (BIBB 1998). Dem stehen 25.864 unbesetzte Ausbildungsstellen, das sind 26,0% weniger als im Vorjahr, gegenüber. Interessantes liefern auch die Zahlen bezüglich der Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft. Die Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge erhöhte sich zwar um 22.000 auf 587.500. Aber man darf nicht vergessen, dass diese Anzahl auch die staatlich subventionierten Ausbildungsplätze beinhaltet. Als ein wesentlicher Grund für die nicht bedarfsgerechte Erhöhung der Ausbildungskapazität wird vom BIBB der weitere Rückgang der ausbildenden Betriebe angeführt. Der Anteil der ausbildenden Betriebe an der Gesamtzahl aller Betriebe hat sich in der Zeit von 1985 - 1995 von einem Drittel auf ein Viertel reduziert, obwohl im gleichen Zeitraum sich die Anzahl der Betriebe insgesamt erhöhte. Allerdings ist hier zu beachten, dass diese neuen Betriebe in der Regel zunächst nicht ausbilden. Zu bemängeln ist die fehlende Ausbildungsbereitschaft der Klein- und Mittelbetriebe, aber auch der Dienstleistungsbereich, allen voran bei den Banken und Versicherungen. Wenn zunehmende Teile der Wirtschaft ihrer Ausbildungsverpflichtung vor dem Hintergrund angespannter finanzieller und konjunktureller Bedingungen nicht nachkommen und ihrer Verantwortung nicht mehr gerecht werden, so ist hier Handlungsbedarf erkenntlich, um dem drohenden Kollaps entgegenzuwirken. Denn trotz aller widriger Umstände darf die Wirtschaft nicht aus ihrer Verantwortung für die Ausbildung junger Menschen entlassen werden, zumal sie von einer guten und hochwertigen Ausbildung in erster Linie profitiert. Das von den Unternehmen häufig benutzte Argument der ausbildungshemmenden Ausbildungskosten kann der Hauptausschuss in seiner Stellungnahme widerlegen. Nach Studien und Berechnungen des BIBB kosten ein Auszubildender aufgrund seiner Ausbildungsvergütung durchschnittlich 12.700 DM im Jahr. Dem gegenüber steht der Ertrag durch produktive Leistungen in Höhe von 13.530 DM. Überraschendes liefert auch der Vergleich der produktiven Arbeitstage eines Auszubildenden. Während in den Siebzigern der Auszubildende 125,5 Tage pro Jahr im Betrieb war, erhöhte sich die Zahl in den Neunzigern auf 126 Tage. Unzufrieden zeigt sich der Hauptausschuss bei der Schaffung neuer Berufsprofile. Es besteht noch immer ein Mangel an klaren Berufsprofilen im expandierenden Dienstleistungssektor. Das BIBB hat weiterhin festgestellt, dass die Unternehmen in einer verbesserten Kooperation der Lernorte Betrieb und Berufsschule ein beachtliches Potential zur Steigerung der Leistungsfähigkeit des Ausbildungssystems sehen. Dadurch könnte mehr Ausbildungszeit gewonnen und für die Vermittlung von Zusatzqualifikationen oder für die Durchführung von Förderunterricht genutzt werden. Der Hauptausschuss befürwortet die Versuche von Bund und Ländern, den "Ausbildungsstellenmarkt durch flankierende Maßnahmen zu stützen, so z.B. durch:

· Aufstockung ihres Ausbildungsplatzangebotes in nach Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksordnung geordneten Berufen,

· gemeinsame Ausbildungsplatzprogramme in den ostdeutschen Ländern (im Ausbildungsjahr 1997/98 wurden erneut 400 Millionen DM für die Schaffung von 15.000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen bereitgestellt),

· moderne Berufsbilder zum Zweck der Erschließung neuer betrieblicher Ausbildungskapazitäten - bis zum Beginn des Ausbildungsjahres wurden 14 Berufsbilder neu geschaffen, 35 Berufsbilder wurden modernisiert - , 

· Finanzierung von Lehrstellenentwicklern bei den zuständigen Stellen (Kammern), 

· Förderung der Einrichtung von Ausbildungsverbünden durch Hilfestellung und Bezuschussung der Regiekosten, 

· Lockerung der Vorschriften über die Ausbildereignung, 

· Flexibilisierung der Berufsschulorganisation mit dem Ziel der Erhöhung der Anwesenheitszeit des Auszubildenden im Betrieb, 

· Länderinitiativen im Rahmen von Ausbildungspakten und -konsensen zwischen den Beteiligten" (BIBB 1998). 

Gerade die Lockerung der Vorschriften zur Ausbildungseignung kann bei der Schaffung neuer Ausbildungsplätze einen Schub auslösen. Angesichts der wachsenden Zahl von Schulabgängern aus den geburtenstarken Jahrgängen müssen alle Reserven genutzt werden, um jungen Menschen Zukunftschancen zu eröffnen. Dazu gehört auch, ausländische Unternehmen in Deutschland stärker zur Durchführung der Berufsausbildung zu befähigen und sie als Ausbildungsbetriebe zu gewinnen. In Deutschland gibt es nach Informationen des BMBF rund 92.200 Betriebe mit einem ausländischen Inhaber. 11.500 dieser Betriebe bilden tatsächlich aus. Sie beschäftigen fast 80.000 ausländische und deutsche Auszubildende. 1.650 ausländische Ausbildungsbetriebe könnten nach einer dem BMBF vorliegenden Untersuchung des Instituts der Deutschen Wirtschaft und des Zentrums für Türkeistudien zusätzliche Ausbildungsstellen anbieten. 3.000 ausländische Betriebsinhaber, die derzeit noch gar nicht ausbilden, würden Auszubildende einstellen, wenn ihnen beim Einstieg in die Ausbildung geholfen würde. Insgesamt gibt es nach Aussagen des BMBF hier ein Potential von fast 11.000 zusätzlichen Ausbildungsstellen, davon 4.000 in Industrie und Handel und 7.000 beim Handwerk. Dies zeigt, dass bisher noch nicht alle Mittel ausgeschöpft worden sind, um zumindest die rechtlichen Möglichkeiten bei der Gestaltung von Arbeitsplätzen und der Berechtigung, Jugendliche über eine Ausbildung zu qualifizieren, zu nutzen. Die Bundesregierung und die Sozialpartner sind gefordert, Lösungswege zu erarbeiten und schnellstmöglich auch umzusetzen. Zu erinnern ist auch die Idee eines neuen "Bündnis für Arbeit", das bereits im Spätjahr 1995 erstmals die Runde machte und im März 1996 zu keinerlei Kompromissbereitschaft hinsichtlich einer bundesweit flächendeckenden Umsetzung führte. In einzelnen Regionen und Branchen bzw. Betrieben wurden allerdings die Ideen und Gedanken aufgenommen und durch Betriebsvereinbarung in den Unternehmen auch umgesetzt. Dadurch konnten betriebsbedingte Kündigungen vermieden werden und bisher gefährdete Arbeitsplätze gesichert werden. Diese positiven Entwicklungen zeigten sich nicht nur bei der Zahl der Arbeitsplätze sondern manifestierten sich auch in der zunehmend anwachsenden Anzahl der neu geschaffenen Ausbildungsplätze. Womöglich kann die Lage am Ausbildungsmarkt nicht nur durch staatliche Einwirkungen oder globale Vereinbarungen der Sozialpartner entspannt werden. Es ist jeder Einzelne gefragt, durch individuelle Bereitschaft und Initiative das vielleicht zunächst Unmögliche zu erreichen.

7. Umbruch oder Krise des dualen Systems

Nach einer jahrelangen, breiten Diskussion über das duale System scheint die Zeit reif zu sein für den Versuch, das Kernstück dieser Diskussion im Sinne konkreter Schlussfolgerungen und Vorschläge für eine neue Struktur der Berufsausbildung herauszufiltern. Das duale System ist in der Diskussion, und das nicht erst seit gestern (vgl. Sloane 1997). Während seine Befürworter die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft direkt auf die Leistungsfähigkeit dieses Ausbildungssystems zurückführen und auf das weltweite Interesse an diesem Konzept verweisen, führen die Skeptiker die unbestreitbare Tatsache ins Feld, dass auch Länder mit anderen Ausbildungssystemen auf dem Weltmarkt erfolgreich sind. Während die Diskussion zunächst eher auf wissenschaftlicher Ebene in Fachzeitschriften geführt wurde, haben sich mit der Verschlechterung der quantitativen Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt als Folge des Konjunkturrückgangs nach dem Wiedervereinigungsboom auch die (Bildungs-) Politiker und die Medien ihrer angenommen. So wird z.B. der Attraktivitätsverlust der deutschen Berufsausbildung beklagt, da sie durch ihre Starrheit dem Strukturwandel nicht folgen kann. Die Arbeitsorganisation beruht in Deutschland im Gegensatz etwa zu Amerika oder Japan wesentlich auf dem Berufsprinzip. Das wirft die Frage auf, ob ein auf breite allgemeine Bildung angelegtes, eng an den Anforderungen eines konkreten Arbeitsplatzes orientiertes Training-on-the-job den heutigen und künftigen Anforderungen nicht vielleicht besser gerecht werden kann. Die entscheidenden Bedenken gegen die Tragfähigkeit des dualen Systems sind schon älter und sehr grundsätzlicher Natur. Sie setzen an bei dem zunehmenden Tempo des technischen und wirtschaftlichen Wandels und dem damit verbundenen Verschwinden des Lebensberufs. Niemand könne mehr so die allgemein vertretene These damit rechnen, den erlernten Beruf bis zum Eintritt in den Ruhestand ausüben zu können, vielmehr werde jeder mehrfach in seinem Leben den Beruf wechseln müssen. Die Erkenntnis, dass fachliche Kenntnisse und Fertigkeiten immer schneller veralten, führte zu dem Versuch, langfristig und vielseitig verwertbare Qualifikationen zu bestimmen und sie zum Mittelpunkt der Ausbildung zu machen. Diese Fähigkeiten, die eine rasche und reibungslose Erschließung von wechselndem Spezialwissen ermöglichen sollten, werden auch als Schlüsselqualifikationen bezeichnet. Obwohl dieser Begriff inzwischen zum unverzichtbaren Repertoire aller sich als fortschrittlich empfindenden Pädagogen und Bildungspolitiker gehört, kann man wohl feststellen, dass das Konzept der Schlüsselqualifikationen nicht als Basis für ein neues System der Berufsbildung taugt. Je allgemeiner und unspezifischer die Schlüsselqualifikationen definiert werden, desto schwieriger und unsicherer wird der Transfer. Je konkreter sie andererseits gefasst werden, desto mehr verlieren sie die ihnen zugeschriebene Eigenschaft eines allgemeinen, inhaltsunabhängigen Schlüssels. In diesen Feststellungen kommen wohl die wesentlichen Schwierigkeiten zum Ausdruck, die einem auf diesem Konzept aufbauenden System der beruflichen Bildung entgegenstehen. Ein Entwurf hierfür ist jedenfalls bisher nirgends erkennbar. Die Diskussion hat aber zweifellos den Blick dafür geschärft, dass berufliche Bewährung nicht allein von der Menge verfügbaren Wissens abhängig ist und insofern zu einer Korrektur der Zielvorstellungen in der beruflichen Bildung geführt. Das Gegenmodell einer nicht auf dem Beruf als entscheidendem Kristallisationspunkt beruhenden Arbeitswelt bieten die USA und Japan. Die umfassende Berufsbildung wird ersetzt durch ein gezieltes, ganz auf die Erfordernisse eines bestimmten Arbeitsplatzes abgestelltes Training-on-the-job. Diesem System ist die Flexibilität sozusagen eigen, da mangels einer beruflichen Grundqualifikation bei jeder neuen Arbeit, jeder Änderung der Anforderungen zwangsläufig eine neue Anlernung erfolgen muss. Das bedeutet aber gleichzeitig, dass immer wieder bei Null angefangen werden muss. Die inneramerikanische Berufsbildungskritik hat gerade dies stets beklagt und die mit dem deutschen System gegebene breite Basis beruflicher Kompetenz als Grundlage einer hohen Anpassungsfähigkeit an technologische Veränderungen hervorgehoben. Gerade Amerika hat wiederholt den Rat deutscher Berufsbildungsexperten bis hin zum Generalsekretär des Bundesinstituts für Berufsbildung gesucht. Dass es zu einer Adaption des deutschen Systems bisher nicht gekommen ist, besagt nichts über die Leistungsfähigkeit des Systems. Im japanischen System wird der mit jedem Arbeitsplatz- bzw. Betriebswechsel verbundene Qualifikationsverlust durch eine hohe, oft lebenslange Betriebsbindung der Arbeitskräfte gemindert. Als Mittelweg zwischen einer breiten, vom konkreten Arbeitsplatz abstrahierten beruflichen Ausbildung und einem arbeitsplatzbezogenen Training-on-the-job erscheint die heute viel diskutierte Ausbildung in Modulen. Dieses zunächst mehr als didaktisches Prinzip unter Pädagogen diskutierte System hat durch das englische, auf europäischer Ebene stark propagierte NVQ-System (National Vocational Qualifications) stark an bildungspolitischer Bedeutung gewonnen (vgl. Freytag 1998). Bei diesem System setzt sich die berufliche Qualifikation aus den Mosaiksteinen vieler eng begrenzter, einzeln nachzuweisender und zu zertifizierender Fähigkeiten zusammen. Gerade solche Einzelfertigkeiten dürften aber sehr schnell veralten. Die sich daraus ergebende Frage, ob die Zertifizierung überhaupt einen über den aktuellen Bedarf hinausgehenden Wert hat, ist bisher unbeantwortet. In der deutschen Diskussion werden Module in der Ausbildung (anders als in der Weiterbildung, der Nachqualifizierung Erwachsener und bei der Ausbildung Behinderter) jedenfalls nur als didaktisches Mittel, nicht als organisatorisches Prinzip befürwortet. Konsens unter den an der Berufsbildung Beteiligten ist, Jugendlichen in der Berufsausbildung nach § 25 BBiG eine anerkannte Gesamtqualifikation (Ausbildungsberuf) zu vermitteln; eine Modularisierung mit abschließender Zertifikation von Teilqualifikationen wird von der Bundesregierung und den Sozialpartnern abgelehnt. Die Berufsausbildung im dualen System zielt nicht nur auf die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten, sondern auch auf den Erwerb von Schlüsselqualifikationen durch den Auszubildenden und die Bildung der Persönlichkeit des jungen Menschen. Diese Ziele würden jedoch nicht mehr erreicht, wenn man das duale System in nette kleine Stückchen zerhackt. Eine Ausbildung in Modulen, die auf die Zertifizierung von Teilqualifikationen ausgerichtet ist, würde den Rahmen dieses auf umfassende berufliche Qualifikation ausgerichteten Berufskonzepts verlassen. Daher lehnen auch in Deutschland Tarifpartner eine modulare Qualifizierung ab. Für das duale System spricht schließlich noch ein Gesichtspunkt, der mit ökonomischer Effizienz nicht unbedingt, jedenfalls nur mittelbar zu tun hat: Es ermöglicht einen pädagogisch unterstützten, gleitenden und begleiteten Übergang von der Schule ins Arbeitsleben, der die Kluft zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem überbrücken hilft. Trotz der überall beklagten aktuellen Ausbildungsplatzprobleme ist die Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland (und den anderen Ländern mit dem dualen System) noch deutlich geringer als in der großen Mehrzahl der westlichen Industriestaaten. Nicht zuletzt diese Beobachtung hat andere Länder immer wieder veranlasst, Versuche zur Einführung oder zum Ausbau eines entsprechenden Systems zu machen. Sie dürfte auch der wesentliche Grund sein, dass die EG/EU in ihren Beschlüssen zur Berufsbildung immer wieder Formen der alternierenden Ausbildung empfohlen und dabei das duale System in Deutschland ausdrücklich als Modell genannt hat. Angesichts der schwerwiegenden mit Jugendarbeitslosigkeit verbundenen Probleme ist diese soziale Funktion zweifellos ein Argument von großem Gewicht. Die soziale Bedeutung geht aber noch über die Berufsausbildung hinaus. Der Beruf hat in Deutschland große Bedeutung für die soziale Stellung und auch die Identität einer Person. Diese Identifikation durch und mit dem Beruf ist soweit sie noch besteht mit einer Motivation und im günstigsten Falle einer Berufsethik verbunden, die der Job nicht vermitteln kann und die in entsprechenden Systemen durch äußere Anreize ersetzt werden muss. Trotz mancher Kritik besteht zumindest in der Wirtschaft und bei den in dieser Frage politisch maßgeblich mitwirkenden Sozialpartnern ein breiter Konsens dahingehend, die Organisation der Arbeit auf der Grundlage von Berufen und damit auch die an Berufen orientierte Ausbildung im dualen System beizubehalten. Es gibt derzeit keine politische Partei und auch keine relevante gesellschaftliche Gruppe die sich für eine grundsätzliche Änderung dieses Systems einsetzt. Die Starrheit unserer geltenden Ausbildungsordnungen wird zunehmend kritisiert, Handlungsorientierung bzw. Praxisnähe lauten die aktuellen Forderungen. Nun gilt es diesem Anspruch Rechnung tragen, ohne die Vorteile einer breiten beruflichen Basis für die Flexibilität und Mobilität der Arbeitskräfte zu opfern. Die Klagen über die zu geringe Flexibilität dieses Systems und der Hinweis auf die Vorzüge einer stärker an den Anforderungen des einzelnen Betriebes orientierten Ausbildung führten jedoch zu der Forderung nach mehr Praxisnähe der Ausbildung. Inzwischen wird nach Wegen gesucht, den starren inhaltlichen Rahmen der Ausbildungsordnungen aufzubrechen und damit auch didaktisch mehr Praxisnähe zu ermöglichen. Denkbar wäre z.B. zunächst eine breite Grundqualifikation auf einem bestimmten Berufsfeld und danach fach- und unternehmensspezifische Vermittlung von Qualifikationen. Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei der Leistungsmessung. Die Prüfung ist Abschluss und damit Bestandteil der Ausbildung. Sie soll möglichst aussagefähig hinsichtlich der Handlungsfähigkeit der Auszubildenden in den konkreten Leistungsbezügen der Praxis sein, aber auch verlässlich ein betriebsübergreifendes Grundwissen dokumentieren und die Leistungsunterschiede möglichst objektiv zum Ausdruck bringen. Von einer veränderten Sichtweise auf und neuen Anforderungen an die Ausbildung können auch die Prüfungen nicht unberührt bleiben. Nach §35 BBiG soll die Abschlussprüfung feststellen, ob der Prüfling die erforderlichen Fertigkeiten beherrscht und die notwendigen praktischen und theoretischen Kenntnisse besitzt. Dies verweist eher auf allgemeingültig definierte Anforderungen. Weithin anerkanntes Ziel der Abschlussprüfungen wie der bundeseinheitlich normierten Ausbildung war es bisher, die Mobilität der Fachkräfte durch Transparenz der Zeugnisse zu fördern. Transparenz bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die Prüfungen von Flensburg bis Konstanz hinsichtlich Inhalt und Bewertung weitgehend einheitlichen Maßstäben unterliegen sollten, um so überbetrieblich und auch überregional einen Vergleich der beruflichen Befähigungsnachweise zu erlauben. Dem entsprach das Streben nach bundeseinheitlicher und objektivierter Gestaltung der Abschlussprüfung. Dieses Ziel der Vergleichbarkeit ist in letzter Zeit zunehmend durch die Forderung nach Praxisnähe und Handlungsorientierung in den Hintergrund gedrängt worden. Die Praxis ist immer betriebsspezifisch, Praxisnähe bedeutet deshalb zwangsläufig tendenziell den Verzicht auf Vergleichbarkeit der Inhalte und Anforderungen. Die Praxis eines Industriemechanikers bei einem Automobilhersteller sieht eben anders aus als bei einem Spezialmaschinenhersteller oder einem Unternehmen der Lebensmittelindustrie. Dies haben z.B. schon die Erfahrungen mit den Arbeitsproben im Rahmen der Abschlussprüfung für die Metallberufe gezeigt. Inwieweit es gelingt, für die beiden widerstrebenden Ziele der Praxisnähe und der objektivierten Leistungsmessung eine angemessene Balance zu finden, muss die Zukunft zeigen. Eine Prüfung, die nicht hinreichend objektiv ist, kann auch nicht valide und aussagekräftig sein. Um das duale System als tragfähiges Modell der Berufsausbildung auch für die Zukunft zu sichern, ergibt sich als Konsequenz aller dieser Überlegungen und Vorschläge eine stärkere strukturelle Ausrichtung an der schon im Berufsbildungsgesetz (§1) angelegten Unterscheidung von Grund- und Fachbildung. Vielleicht ist ein Modell, dem sich an eine etwa anderthalb bis zwei Jahre dauernde erste Phase, in der vorzugsweise die für alle Auszubildenden gemeinsamen Grund- bzw. Kernqualifikationen zu vermitteln wären, eine ein- bis zweijährige zweite Phase einer möglichst flexibel gestalteten Fachbildung anschließt, letztendlich die zur Zeit beste und denkbare Alternative. Dieser Aufbau müsste sich in einer sehr viel offeneren Formulierung der Ausbildungsinhalte der zweiten Phase niederschlagen, um so ohne Probleme eine reibungslose Anpassung sowohl an die unterschiedlichen Gegebenheiten der Ausbildungsbetriebe als auch an die wirtschaftlichen und technologischen Veränderungen im Zeitablauf zu ermöglichen. Sie würde auch die z.T. schon praktizierte oder angestrebte andere Verteilung des Berufsschulunterrichts begünstigen oder gar erfordern: Der Unterricht wäre auf die erste Phase zu konzentrieren, in der zweiten Phase auf einen Tag zu beschränken. Die heute vor allem in strukturschwachen Gebieten bestehenden Probleme eines ortsnahen berufsbezogenen Unterrichts würden gemildert, was sich sicher positiv auf die Ausbildungsbereitschaft auswirken würde. Für die neue Struktur der Ausbildung bietet es sich an, die Transparenz der Qualifikationsnachweise dadurch zu sichern, dass auch in der Prüfung (und in den entsprechenden Zeugnissen) deutlich zwischen Kernqualifikationen und wählbaren Fach- oder Ergänzungsqualifikationen unterschieden wird. Die Prüfung der Kernqualifikationen sollte dabei (im wesentlichen) am Ende der ersten Phase, also etwa am Ende des 2. Ausbildungsjahres, als vorgezogener Teil der Abschlussprüfung stattfinden und nicht mehr als unbewertete und oft nicht entsprechend beachtete Zwischenprüfung abgelegt werden. Die Zwischenprüfung in ihrer bisherigen, rechtlich folgenlosen Form wird ohnehin von vielen Ausbildern und Berufsschullehrern wegen ihrer formalen Bedeutungslosigkeit als sinnlos bezeichnet. Sie empfinden es als pädagogisch und menschlich unbefriedigend, dass schwache Auszubildende u.U. dreieinhalb Jahre mitgeschleppt werden, um ihnen dann ihr Versagen zu bescheinigen. Da die Ursachen für die Erfolglosigkeit nicht selten in Lücken bei den fundamentalen Grundkenntnissen des ersten Ausbildungsjahres (oder davor) liegen, können diese vor allem soweit es die Berufsschule betrifft auch in einer Nachlehre nur schwer geschlossen werden. Es wäre aus dieser Sicht gerade für den Auszubildenden sinnvoller, eine echte Zwischenprüfung einzuführen mit der Folge, dass bei Nichtbestehen dieser Teilprüfung bereits eine Verlängerung des Berufsausbildungsvertrages und damit auch eine Wiederholung der Berufsschulklasse möglich gemacht, wenn schon nicht vorgeschrieben würde. Im zweiten Teil der Abschlussprüfung am Ende der Ausbildung könnte dann wesentlich unbedenklicher mit neuen Prüfungsformen nach dem Prinzip der Praxisnähe und Handlungsorientierung experimentiert werden, da ja ein einheitliches Fundament als den Beruf übergreifend definierender, allen gemeinsamer Kern bereits gesichert wäre. Die wesentlichen Linien für eine Reform der Berufsausbildung scheinen durch die intensive Diskussion der letzten Jahre vorgezeichnet. Es kommt jetzt darauf an zu prüfen, ob und welche Konsequenzen für strukturelle Reformen konsensfähig sind. Eine Reform im Sinne größerer Anpassungsfähigkeit an die unterschiedlichen Voraussetzungen und die sich ständig ändernden Anforderungen in den Betrieben und zugleich einer strafferen inneren Struktur der Ausbildung würde sicher auch die Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen fördern und damit zur Lösung der quantitativen Probleme beitragen. 

8. Chancen, Risiken und Perspektiven der Berufswahl

Die Gesellschaft in Deutschland wird unter anderem als „Arbeitsgesellschaft” bezeichnet. Mit "Arbeit" ist in diesem Falle Erwerbsarbeit gemeint, also z. B. nicht die Arbeit der Familienmitglieder in ihrem Haushalt oder die unbezahlte Arbeit für einen Verein. Zufriedenheit und Erfolg im Beruf haben für die Menschen in Deutschland einen hohen Stellenwert. So ist die Teilnahme am Erwerbsleben in unserer Gesellschaft maßgeblich für Ansehen und hohen Lebensstandard. Von ihr ist es auch abhängig, wie viel sich Menschen im Ruhestand noch leisten können. Bei einer Arbeitslosenzahl von offiziell ca. 3,9 Millionen Menschen (September 1998) haben somit schon viele Jugendliche persönlich oder in ihrer nächsten Umgebung die Bedeutung aber auch die Folgen von Arbeitslosigkeit erfahren. Den monatlichen Schreckensmeldungen der Bundesanstalt für Arbeit über die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen kann sich ohnehin niemand entziehen. Die Entscheidung für den richtigen Beruf wird von vielen daher als eine lebenswichtige Angelegenheit empfunden - und manch einer möchte sie möglichst lange vor sich herschieben. Die Entscheidungsunsicherheit wird durch pessimistische Aussagen über die Aussichten für verschiedene Berufe erhöht, und zwar auch für solche, die bisher hohes Einkommen und hohes soziales Ansehen zu garantieren schienen. Zugleich wächst der Entscheidungsdruck, wenn sich das Verhältnis von Ausbildungsstellen und Bewerbern zu Lasten der Bewerber verschlechtert: "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben." Glücklicherweise ist die Berufsentscheidung aber nicht ein einziger schicksalsschwerer Schritt in ein Land ohne Wiederkehr. Sie ist vielmehr ein Prozess, dessen Beginn nicht eindeutig feststeht: Manch einer weiß früh, was er werden will, manch einer ist spät "berufen". Einmal getroffene Entscheidungen sind zu überprüfen, weil Berufspraxis und Karrierechancen sich ganz anders darstellen als erwartet oder weil der gewählte Beruf möglicherweise verschwindet bzw. sich neue reizvolle Möglichkeiten eröffnen. Die Zukunft des Lebensberufes, also ein Beruf, den man sein ganzes Arbeitsleben ausübt, ist äußerst fraglich. Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I stehen schon in diesem Prozess, auch wenn es ihnen nicht immer deutlich bewusst ist. Sie können sich ersten Entscheidungen nicht entziehen, sie können sich aber auf sie einlassen in dem Gefühl, nichts Unwiderrufliches zu tun und höchstens Umwege zu riskieren. Denn es kann als sicher gelten, dass die Menschen in Zukunft in ihrem Berufsleben mehrere berufliche Tätigkeiten nacheinander oder gar gleichzeitig ausüben werden und sich selbst innerhalb ihres Berufes ständig weiterbilden müssen. Eine Entscheidung dieser Art ist die, ob man nach Klasse 9 oder 10 eine berufliche Ausbildung oder weitere schulische Abschlüsse, auch auf dem Gymnasium, anstreben soll. Die betrieblichen Anforderungen und Qualifikationsprofile beim Berufsstart sollten vor der ersten Bewerbung bekannt sein. Ebenfalls nicht aus den Augen lassen, sollte man die Sicherheit der Übernahme in ein Arbeits- oder Angestelltenverhältnis nach bestandener Abschlussprüfung. Zum einen kann durch einen nahtlosen Übergang gleich zukunftsentscheidende Berufserfahrung gesammelt werden, andererseits wird dem Auszubildenden gezeigt, dass seine Berufswahl die richtige war, und die Ausbildung nicht vergeblich. 

9. Schlussbemerkungen

Bei der Sichtung und Analyse des ausführlichen Zahlenmaterials in den Berufsbildungsberichten zeigt sich wieder einmal, welchen Stellenwert das Individuum innerhalb unseres Wirtschaftssystems hat (vgl. Schlösser 1992). Die vielfachen Einzelschicksale der Jugendlichen, teilweise um jegliche Zuversicht und Hoffnung beraubt, finden in den Stellungnahmen keinerlei Beachtung. Das Menschenbild durchlebt in den Wirtschaftswissenschaften eher ein Schattendasein, obwohl ohne diesen wichtigen - vielleicht sogar wichtigsten - Produktionsfaktor ein Bestehen am Markt und im Wettbewerb fraglich ist. Daher ist es unverständlich und rational auch nicht nachvollziehbar, weshalb viele Betriebe sich aus ihrer sozialen Verantwortung entziehen und Jugendliche jegliche Sicherheit im sozialen Netz entziehen. Nur durch ausreichende und qualifizierte Beschäftigte kann ein Unternehmen, das überdies zukunftsorientiert denkt, mittel- und langfristig sich der ständig veränderten Arbeitswelt anpassen und Neuerungen gegenüber aufgeschlossen sein. Die Reaktionszeit auf sich anbahnende Bewegungen muss gering gehalten werden. Dies bedingt auch entsprechend instruiertes und ausgebildetes Personal. Die Investitionen in Aus-, Fort- und Weiterbildung sind somit nicht als Kosten zu verbuchen, die keinerlei Ertrag bringen. Vielmehr sind diese finanziellen Engagements in das Humankapital auch eine Kapitalanlage in die Zukunft, die Zinsen tragen wird und sich somit rentiert. Auch die Anzweifelung der Überlebens- und Zukunftsfähigkeit des dualen Systems der Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland ist keinesfalls berechtigt. Denn das duale System der Ausbildung im Betrieb und in Berufsschule vermittelt nachweislich Berufsfähigkeit und legt die Grundlage für lebenslanges Lernen. Gleichzeitig erleichtert es den direkten Übergang der ausgebildeten Fachkräfte in das Beschäftigungssystem. Sicherlich bedingt dies eine gewisse Nähe zum Beschäftigungssystem fordert die Sicherung eines einheitlichen Qualitätsstandards. Möglicherweise ist die im europäischen Vergleich geringe Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland wesentlich auf das duale System der Berufsausbildung zurückzuführen, wenn auch viele Jugendliche mangels fehlender beruflicher Perspektiven dort zunächst geparkt werden und sich in die Warteschleife begeben. Zumindest hat dies den Vorteil, dass die jungen Erwachsenen somit wenigstens einer Aufgabe nachgehen und zudem die Aussicht haben, sich auch anderweitig orientieren zu können. Die Berufsausbildung findet zu wesentlichen Teilen (3-4 Tage im Betrieb, 1-2 Tage in der Teilzeitberufsschule) an den Arbeitsplätzen in den Betrieben, Praxen und Verwaltungen statt. Ausgebildete Fachkräfte können in der Regel anschließend sofort eine qualifizierte Tätigkeit übernehmen. Das duale System ermöglicht innerhalb der mittlerweile rund 370 anerkannten Ausbildungsberufe eine weitreichende fachliche Differenzierung. So reicht das Spektrum der Ausbildungsberufe - um nur einige wenige zu nennen - vom Kaufmann, Rechtsanwaltsgehilfen, Bäcker und Tischler bis hin zum Kommunikationselektroniker und Vermessungstechniker. Das duale System ermöglicht außerdem eine Differenzierung der Ausbildung nach Leistung und Begabung. Leistungsstärkere Jugendliche können durch zusätzliche Leistungsanreize gezielt gefördert werden. Dies trägt zur Steigerung der Attraktivität der Berufsbildung bei. Darüber hinaus bieten solche Zusatzqualifikationen die Chance, kurzfristig auf einen Qualifikationsbedarf der Unternehmen zu reagieren. Leistungsschwächere und benachteiligte Jugendliche können Hilfen erhalten, um zu einem anerkannten Berufsabschluss zu gelangen. Das soll nicht darüber hinweg täuschen, dass inzwischen die allgemeine Berufsreife, wie der Hauptschulabschluss auch heißt, nicht mehr die Türen öffnet, die noch vor wenigen Jahren den Zugang zu einem bestimmten Beruf eröffneten. Am Beispiel des Bankkaufmanns/frau zeigt sich, wie ein früherer Hauptschulberuf mittlerweile Abitur als Zugangsvoraussetzung verlangt. Durch den Wandel und die Globalisierung besteht weiterhin Bedarf an neuen Ausbildungsberufen, deren Entwicklung forciert werden muss. Inhaltlich sollten diese Berufsprofile eine dauerhafte Beschäftigungschance ermöglichen und auch von lern- und leistungsschwächeren Jugendlichen, die bisher ohne abgeschlossene Berufsausbildung bleiben, bewältigt werden können. Ferner werden die Ausbilder und Ausbilderinnen im Betrieb ständig mit neuen technischen und beruflichen Anforderungen konfrontiert und können diese Erfahrungen unmittelbar in die Ausbildung einbringen. Die duale Berufsausbildung in Deutschland vermittelt also eine breite Grundqualifikation und sichert den Fachkräften ein hohes Maß an beruflicher Mobilität und Einsatzfähigkeit innerhalb des Unternehmens und des Arbeitsmarktes. Zwischen allen Beteiligten von Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften, aber auch in der Gesellschaft insgesamt besteht ein breiter Konsens, dass das duale Ausbildungssystem erhalten werden soll und ständig modernisiert werden muss, um zukunftsfähig zu bleiben. Die steigenden Anforderungen an berufliche Qualifikationen und die hohe Jugendarbeitslosigkeit in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind zwei Herausforderungen, die intensive Bemühungen um gemeinsame innovative Konzepte verlangen. Nur auf der Grundlage von Berufsbildungskonzepten, die erfolgreiche Verbindungen zwischen Ausbildung und Beschäftigung schaffen, können die beruflichen Zukunftsperspektiven für junge Menschen in Europa wirkungsvoll verbessert werden. Deutsche berufsbildungspolitische Erwartungen an Europa zielen darauf ab, die Erfahrungen der Mitgliedstaaten und die Erträge der europäischen Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und Weiterbildung stärker zu nutzen, um den Jugendlichen die bestmöglichen Beschäftigungschancen auf dem europäischen Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Deutschland kann hierzu seine positiven Erfahrungen mit dem dualen System der Berufsausbildung einbringen und seine nationalen Bemühungen um die Weiterentwicklung dieses Systems auch an europäischen Prioritäten orientieren. Weiterhin werden gerade in den Minderheitsvoten der Vertreter von Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Hauptausschuss zu den jeweiligen Berufsbildungsberichten die unterschiedlichen Perspektiven und Interpretationen des durch das Statistische Bundesamt zur Verfügung gestellte und durch das BMBF aufbereitete Zahlenmaterials deutlich. Was die eine Partei bemängelt, wird von der anderen beschönigt. Jedoch kritisierte der Hauptausschuss in seinen Stellungnahmen zunehmend die Bundesregierung und die Spitzenvertreter der Arbeitgeberverbände. Gegebene Versprechen wurden nicht eingehalten und verschärften somit die überdies schon kritische und bedenkliche Lage am Ausbildungsmarkt. Unsachlich war in diesem Zusammenhang sicherlich der Versuch der Arbeitgeber, der allgemeinbildenden Schule die Schuld an der fehlenden Qualifikation der Jugendlichen zuzuweisen und mit diesem Manko beim Lesen, Schreiben und Rechnen die fehlende Ausbildungsbereitschaft zu begründen. Sicher ist über die Allgemeinbildung der Jugendlichen kontrovers zu diskutieren. Aber man sollte in dieser Hinsicht auch prüfen, ob die Anforderungen der Berufsbilder den schulischen Vorbildungen entsprechen. Viele Berufe sind in ihrer Beschreibung und ihrem Profil derart gestaltet, dass ein Zugang mit mittlerem Bildungsabschluss nicht mehr möglich ist. Die lernschwächeren Schulabgänger sind somit der Berufswelt gegenüber automatisch schon ausgeschlossen und versuchen über die sich ihnen durch das Bildungssystem bietenden Möglichkeiten aus der Statistik zu entschwinden um sich durch einen besseren Abschluss höher zu qualifizieren oder sie gehen in diesem System unter und verlieren jede Bereitschaft zur Motivation lassen jegliche optimistische Einstellung vermissen. Das Parken in der Warteschleife, "bis sich etwas anderes ergibt", trägt auch zu einem neuen Phänomen bei. Die Jugendlichen werden immer älter, bis sie erstmals ins Berufsleben eingreifen. Dadurch bilden sich auch in der Sozialversicherung weitere Defizite. Gerade hinsichtlich des Generationenvertrages der Rentenversicherung wirkt sich dieser spätere Berufsstart auf die Rentenleistung negativ aus. Also gibt es viele Gründe, die Verhandlungen fortzuführen und nicht nur in Absichtserklärungen zu verbleiben. Unser dringlichstes Problem ist die Schaffung und Sicherung von Ausbildungsplätzen, damit Deutschland auch zukünftig wettbewerbsfähig bleibt und im internationalen Vergleich nicht weiter nach hinten rückt. 
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� Der Begriff "Geburtenberg" wurde dem "Baby-Boom" gegenüber bevorzugt, da die Politik scheinbar ohnmächtig dem Berg gegenüberstand, andererseits der Baby-Boom die Problematik durch diese Bezeichnung eher verniedlicht.





� Berufsbildungsförderungsgesetz (BerBiFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1982 (BGBl I S. 78), geändert durch Gesetz vom 26. April 1994 (BGBl I S. 918)


� Das 25-jährige Jubiläum wurde hingegen nicht im Berufsbildungsbericht erwähnt.


� Hier bezieht sich Union auf die Europäische Union
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